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28 HOCHSCHULE  Das Verhältnis zwischen dem Präsidium und 
den Studierenden der Humboldt Universität ist zerrüttet. Die Be-

setzung des Instituts der Sozialwissenschaften, der Streik der 
Studentischen Beschäftigten und die Forderung nach Nennung 

der Mitglieder des RefRats sind nur einige Beispiele dafür. Joshua 
Schultheis hat sich einen Überblick verschafft.

30 TENDENZEN Allenthalben wird die Digitalisierung der 
Bildung gefordert. Was dabei in der Regel jedoch ausgeklammert 
wird, ist eine Analyse und Kritik des digitalen Kapitalismus. Dirk 
Kretschmer plädiert dafür, dass die GEW sich klar für die demo-

kratische Kontrolle der digitalen Infrastruktur ausspricht.
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14 KINDER-, JUGENDHILFE UND SOZIALARBEIT In Berlin gibt 
es zu wenig Kitaplätze und zu wenig Erzieher*innen. Überlastungen 

in Kitas und den Jugendämtern sind die Folge; viele Eltern finden 
keinen Betreuungsplatz. Cem Erkisi hat mit dem Stadtrat für Arbeit, 

Soziales und Gesundheit in Treptow-Köpenick, Gernot Klemm, 
über Möglichkeiten zur Lösung der Kita-Krise gesprochen.
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Nina Seyfried hat mit ihren Anwalts­
kolleg*innen der Kanzlei Kitarechtler eine 
Erhöhung der Zwangsgelder für die Ju­
gendämter erreicht, die Eltern keinen Be­
treuungsplatz für ihr Kind bereitstellen 
können. Von 1.000 auf 5.000 Euro pro 
Fall soll die Strafe steigen, das hat das 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Branden­
burg verfügt. Nur mit einem höheren 
Zwangsgeld könne man den »rechtsun­
treuen Willen der Behörde überwinden«, 
urteilte das Gericht. 

Anette Widmann-Mauz, Integrations­
beauftragte der Bundesregierung, hält das 
Tragen von Kopftüchern für integrations­
feindlich und fordert deshalb ein Kopf­
tuchverbot für Kinder an Schulen. »Dass 
kleine Mädchen Kopftuch tragen, ist 
absurd – das sehen auch die meisten 
Muslime so«, sagte die CDU-Politikerin 
Mitte Mai gegenüber der »Bild«-Zeitung. 
Allerdings obliegt die Pflege und Erzie­
hung der Kinder den Eltern, so lange das 
Kindeswohl nicht gefährdet ist – so steht 
es im Grundgesetz. 

Philipp Dehne kann den Dreck an seiner 
Schule nicht mehr sehen. Als Mitinitiator 
des Bürgerbegehrens »Schule in Not« hat 
der Kreuzberger Lehrer eine Unterschrif­
tensammlung für die Rekommunalisie­
rung der Schulreinigung gestartet. Mit der 
Vergabe an den preisgünstigsten Anbieter 
habe die Politik einen Unterbietungs­
wettbewerb gestartet. Die Folge sind 
überlastete Reinigungskräfte und 
schmutzige Schulen. 

Maike Finnern wird neue Landesvorsit­
zende der GEW NRW. Sie folgt auf Doro­
thea Schäfer, die seit 2010 Vorsitzende 
war und aus Altersgründen nicht mehr 
antritt. Finnern ist Jahrgang 1968, Mathe- 
und Deutsch-Lehrerin und seit vielen Jah­
ren in der GEW aktiv. Wir wünschen Maike 
einen guten Start und gute Zusammen­
arbeit!

Carsten Busch fordert als neuer Präsident 
der Hochschule für Technik und Wirtschaft 
ein Promotionsrecht für Fachhochschulen. 
Er fände es gut, wenn Berlin als Haupt­
stadt mutig sei und Experimente zulasse, 
sagte er im Tagesspiegel.�

 LEUTE

noch ein Prozent. Demgegenüber hat sie 
die aus der wegfallenden Bedarfsprüfung 
und dem kostenlosen Mittagessen entste­
henden Bedarfe nicht einberechnet. War­
um? Aus Sicht der GEW BERLIN ist das ein 
riesiger Fehler und belegt einmal mehr 
die fehlende Weitsicht der Senatsbil­
dungsverwaltung. 

Für mich ist dieses Vorgehen unverant­
wortlich. Die Senatsverwaltung selbst 

hatte im Januar noch einen Aufwuchs 
von rund 9.100 Schüler*innen auf Grund 
des Wegfalls der Bedarfsprüfung prognos­
tiziert. Dafür sind laut Senatsbildungs­
verwaltung mindestens 230 Vollzeitstel­
len erforderlich. Für das kostenfreie Mit­
tagessen schätzen wir, ganz konservativ 
gerechnet, mindestens noch weiteren 55 
Vollzeitstellen dazu. 

Warum die Senatsverwaltung ihre eige­
nen Schätzungen ignoriert und es einmal 
mehr verpasst, ihre sinnvollen bildungs­
politischen Maßnahmen auch personell 
abzusichern, das weiß nur Frau Scheeres. 
Die Stellen sind bereits im Haushalt und 
werden nun leichtfertig gestrichen. Dabei 
wären sie für die Qualität in unseren 
Schulen so wichtig. 

Seit der Grundschulreform von 2005 
vernachlässigt der Senat die Erzieher*in­
nen in den Ganztagsschulen sträflich. Es 
gibt keinerlei Maßnahmen zur Qualitäts­
steigerung. Durch den Entwurf des neuen 
Doppelhaushaltes wird nun erneut sicht­
bar, dass die Senatorin an einer qualitati­
ven Weiterentwicklung der Ganztagsschu­
le nicht interessiert ist. Denn wer in die­
ser Situation leichtfertig ausfinanzierte 
Stellen im Haushalt streicht, hat die Schu­
le für den ganzen Tag aus dem Blick ver­
loren.�

Doreen Siebernik, Vorsitzende der  
GEW BERLIN 

Wenige Tage vor dem Beginn der 
Sommerferien wissen die Beschäf­

tigten in den Bildungseinrichtungen nicht, 
wie das kommende Kita- oder Schuljahr 
beginnen wird. 

Es zeigt sich überdeutlich, dass der Ak­
tionismus und die ergriffenen Maßnahmen 
der Bildungssenatorin zu keinen spürba­
ren Erfolgen in der Fachkräftegewinnung 
führen, weder bei Erzieher*innen noch 
bei Lehrkräften. Der große Platz- und 
Fachkräftemangel in den Kitas lässt ver­
zweifelte Eltern laut aufschreien. Fehlen­
de ausgebildete Lehrkräfte lassen viele 
Eltern mit Unruhe und steilen Sorgenfal­
ten auf der Stirn zurück. 

Blicken wir in die Grundschulen, kommt 
einem der Angstschweiß. Die Schulen sind 
schon jetzt überlastet. Wenn dann ab August 
die Bedarfe an Plätzen und damit an Er­
zieher*innen steigen, weil ab dem nächs­
ten Schuljahr alle Kinder die Ganztagsan­
gebote in den 1. und 2. Klassen nutzen kön­
nen und darüber hinaus in allen Grund­
schulen für alle das Mittagessen kosten­
frei angeboten wird, dann wäre es nur 
folgerichtig sich gut vorzubereiten und 
Personal vorzuhalten. Und was macht die 
Senatsbildungsverwaltung? Ohne Not kürzt 
sie hunderte Stellen. Dies wird im derzei­
tigen Entwurf des neuen Doppelhaushaltes 
sichtbar. Die Senatsbildungsverwaltung 
begründet die Streichung im Doppelhaus­
halt 2020/21 damit, dass die bei der Haus­
haltsaufstellung angenommenen höheren 
Bedarfe nicht eingetreten seien. Außerdem 
reduziert sie die künftigen Annahmen im 
Stellenaufwuchs von drei Prozent auf nur FO
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Scheeres hat den 
Ganztag aus dem 
Blick verloren
Mit großer Sorge blicken die Schulen auf die 
Einführung des kostenlosen Mittagessens 
und den Wegfall der Bedarfsprüfung im 
Ganztag. Doch statt zu helfen, verschlimmert 
die Bildungsverwaltung das Problem
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■■ Senatsverwaltung zeigt sich hilflos 
bei Brennpunktzulage

Die von der rot-rot-grünen Koalition be­
schlossene so genannte »Brennpunktzu­
lage« führt an so mancher Schule zu der 
grotesken Situation, dass Erzieher*innen 
weniger verdienen als zuvor. Die GEW BER­
LIN hat lautstark darauf hingewiesen und 
drängt die Senatsverwaltung zu einer Lö­
sung des Problems. Bisher hat der Senat 
aber nur eine Antwort parat: Wer die Hö­
hergruppierung mit eventuell negativen 
Folgen nicht hinnehmen will, muss an 
eine Schule ohne Brennpunktstatus wech­
seln. Diese Auffassung teilte die Senats­
verwaltung der GEW jetzt mit. Die GEW 
wird sich damit jedoch nicht abspeisen 
lassen. Mehr Infos zum aktuellen Stand 
unter www.gew-berlin.de/22440.php 

■■ Onlinemeldesystem für Schulgewalt
Um belastbarere Zahlen zur Gewalt an 
Berliner Schulen zu bekommen, soll bald 
ein Onlineverfahren eingeführt werden. 
Das ist das Ergebnis einer Evaluation 
zum bisherigen Stand des Meldeverfah­
rens, das Bildungssenatorin Sandra Schee­
res in Auftrag gegeben hatte. Bislang warten 
viele Schulen nach einer Meldung vergeb­

lich auf ein Feedback. Ein weiterer Grund 
für die Überarbeitung: Der aktuelle Vor­
druck deckt noch nicht den Bereich des 
Cybermobbings ab. Laut dem Leiter der 
Arbeitsstelle Jugendgewaltprävention »Ca­
mino«, Albrecht Lüter, gibt es bislang keine 
Hinweise auf eine zunehmende physische 
Gewalt an Schulen. Gleichwohl beobachte 
man einen »Formwandel« in Richtung nicht­
körperlicher Übergriffe wie Mobbing. 

■■ Privatschule durfte Kind  
von AfD-Politiker ablehnen

Die Weigerung der Freien Waldorfschule 
in Treptow, das Kind eines Vaters anzu­
nehmen, der für die AfD im Berliner Ab­
geordnetenhaus sitzt, war rechtmäßig. 
Das ergab eine interne Prüfung des Falls 
durch die Schulverwaltung. Zwar schrei­
be das Schulgesetz ausdrücklich vor, dass 
jeder junge Mensch das Recht auf »diskri­
minierungsfreie schulische Bildung« un­
geachtet der »religiösen oder politischen 
Anschauungen« habe. Diese Vorschrift 
gelte aber nicht für Privatschulen, heißt 
es in dem Gutachten. Der AfD-Fraktions­
vorsitzende im Abgeordnetenhaus, Georg 
Pazderski, kündigte an, die Rechtssicht 
im Gutachten prüfen lassen zu wollen.

■■ Schulen demonstrieren für 
Sauberkeit

Saubere Schulen sind wichtig für eine gute 
Lernumgebung. Leider leiden immer 
mehr Reinigungskräfte unter der gestie­
genen Arbeitsbelastung. Immer öfter blei­
ben Klassenräume dreckig. Schuld ist die 
verfehlte Vergabepolitik des Senats, die 
viel zu knapp kalkulierte und unrentable 
Angebote auf den Plan ruft. In vielen Be­
zirken gibt es deshalb Bestrebungen, die 
Schulreinigung wieder in die öffentliche 
Hand zu legen. Die Neuköllner Bürgerin­
itiative »Schule in Not« macht jetzt ernst, 
hat am 16. Mai zusammen mit Vertre­
ter*innen der Sonnen-Grundschule de­
monstriert und eine Petition gestartet. 
Mehr unter www.schule-in-not.de

■■ Unterstützungsstelle für Umsetzung 
des Digitalpakts 

Seit dem 15. März gilt der Digitalpakt 
Schule: Berlin bekommt aus dem fünf Mil­
liarden Euro Topf knapp 257 Millionen, 
was rund 725 Euro pro Schüler*in ent­
spricht. Zur Umsetzung hat die Bildungs­
verwaltung eine »Beratungs- und Unter­
stützungsstelle« aufgebaut. Diese soll Fra­
gen beantworten, Rahmenverträge bereit­

Europa stand im Mittelpunkt der großen DGB-Kundgebung am Tag der Arbeit. Ob die Weckrufe der Gewerkschaften für ein solidarisches Europa bei 
den Europawahlen etwas genutzt haben, stand zum Redaktionsschluss noch nicht fest.� FOTO: CHRISTIAN VON POLENTZ/TRANSITFOTO.DE
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Haltung der konservativen Regierung mit 
ihren mageren Angeboten, etwa von ge­
ringfügigen Lohnerhöhungen bei gleich­
zeitiger Arbeitszeitverlängerung, unter 
den Streikenden Empörung ausgelöst. 
Dennoch war die ZNP unter immer stär­
keren Druck geraten. Unter anderem hat­
ten die Streikteilnehmer*innen seit fast 
drei Wochen wegen der kompromisslosen 
Haltung der Regierung kein Gehalt mehr 
bekommen. Darüber hinaus gab es in gro­
ßen Teilen der Medien eine Stimmungs­
mache, die die Streikenden als »gierig«, 
»faul« oder »politisiert« diffamierten.

■■ Politische Bildung kommt  
zu kurz 

Politische Bildung ist an allgemeinbilden­
den Schulen deutlich schwächer vertre­
ten als Geschichte und Geografie. Das 
zeigt das »Ranking Politische Bildung 
2018« der Sozialwissenschaftler*innen 
Reinhold Hedtke und Mahir Gökbudak 
von der Universität Bielefeld. Die Gruppe 
der Bundesländer, die der politischen Bil­
dung die wenigste Zeit im Stundenplan 
einräumen, bestand auch im Jahr 2018 
aus Bayern, Thüringen, Berlin und Rhein­
land-Pfalz.

halten, und die Schulträger und Schulen 
bei der Antragstellung begleiten. Zu­
nächst müssen die Schulleitungen jedoch 
ein IT-Entwicklungs- und Medienkonzept 
erarbeiten, was dann ebenfalls geprüft 
wird. Die Bildungspolitikerin Stefanie 
Remlinger (Grüne) hatte daher vorge­
schlagen, dass die Bezirke zusätzliches 
Personal bekommen sollten, um die Um­
setzung des Digitalpaktes besser beglei­
ten zu können. Laut Bildungssenatorin 
Sandra Scheeres gibt es in den Bezirken 
genug Stellen, diese müssten nur besetzt 
werden. 

■■ Lehrkräftestreik in Polen  
vorerst ausgesetzt 

Drei Wochen lang hatten Lehrer*innen in 
Polen im April für bessere Bezahlung ge­
streikt. Nun unterrichten sie wieder. Der 
Vorsitzende der größten polnischen Leh­
rergewerkschaft ZNP, Slawomir Broniarz 
erklärte, der Streik sei bis zum 1. Septem­
ber, dem traditionellen Schulbeginn in 
Polen, »ohne Einigung ausgesetzt«. Die 
Lehrkräfte hatten sich nach Angaben der 
ZNP zu 80 Prozent, nach Angaben der Re­
gierung zu 50 Prozent am landesweiten 
Streik beteiligt. Zwar hatte die beinharte 

Beim Bau und bei der Sanierung von Schulen müssen die baulichen Voraussetzungen für eine 
gelingende Ganztagsschule geschaffen werden. »Ganztagsschulen brauchen Räume für den 
ganzen Tag. Wir brauchen Räume zum Arbeiten, für Einzel- und Gruppenarbeit, Räume für 
Bewegung, für Rückzug, für Kreativität, Mensen und Räume für die Beschäftigten; für Be-
sprechungen und die Vorbereitung«, erklärte die GEW-Bundesvorsitzende Marlis Tepe beim 
Besuch einer der ältesten Ganztagsschulen Berlins, der Möwensee-Schule im Wedding.
� FOTO: KAY HERSCHELMANN

Genügend ausgebildete Lehrkräfte gibt 
es in Berlin schon länger nicht mehr. 

Aber woran liegt das? Würde die Verbeam­
tung qualifizierte Kolleg*innen, die planen 
abzuwandern, in Berlin halten? Oder gilt 
es nicht viel mehr, für verbesserte Arbeits­
bedingungen zu kämpfen, um die Situation 
hier attraktiver zu gestalten?

Eine hitzige Diskussion tobte in den 
letzten Monaten – durch die Presse 

und durch die Lehrer*innenzimmer: Ver­
beamtung ja oder nein? Die GEW BERLIN 
hat sich auf ihrer Landesdelegiertenver­
sammlung (LDV) dazu entschieden, ein­
deutig Stellung zu beziehen und kommt 
zu dem Schluss »Verbeamtung ist nicht 
die Lösung«.

Warum die GEW BERLIN gegen die 
Verbeamtung ist, war ausführlich in 

unserer Mai-Ausgabe (S. 32) nachzulesen. 
In dieser Ausgabe geben wir einem Kolle­
gen die Chance, auch seine Sicht der Din­
ge darzustellen. Denn er ist unzufrieden 
mit dem Beschluss und für ihn bleiben 
viele Fragen offen.� CMdR
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Die Landschaft der freien Träger im Bereich der sozialen 
Arbeit ist vielfältig. Es gibt Träger, die Leistungen der Kinder- 

und Jugendhilfe anbieten, andere bieten sie im Bereich der Ein­
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderung an, wieder 
andere in der Suchthilfe. Bei einigen umfasst das Leistungs­
spektrum alle diese Bereiche, manche führen auch oder aus­
schließlich Kindertagesstätten. Die Rechtsform dieser Träger ist 
ebenfalls unterschiedlich. Mal sind sie als Vereine tätig, mal als 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit oder ohne gemein­
nützigem Zweck. Auch weitere Rechtsformen sind möglich.

Bis zu 20 Prozent weniger Gehalt

Auch die Größe der Träger variiert. Mitunter gibt es recht kleine 
mit bis zu 20 Beschäftigten, viele haben aber zwischen 70 und 
300 Beschäftigte. Es sind aber auch sehr große Träger mit über 
1.000 Beschäftigten in Berlin zu finden. So vielfältig das Leis­
tungsspektrum, die Rechtsform und die Größe der Träger sind, 
so unterschiedlich ist auch die Bezahlung der Beschäftigten bei 
den einzelnen Trägern. Aber eines haben sie alle gemeinsam: 
Die Beschäftigten bei freien Trägern werden in der Regel nicht 
wie vergleichbare Beschäftigte im öffentlichen Dienst bezahlt, 
sondern unterhalb dieses Niveaus. Eine Differenz zum öffent­
lichen Dienst von 10 Prozent ist keine Seltenheit, der Abstand 
kann mitunter auch 20 Prozent und mehr betragen. Diese Situ­
ation ist insbesondere vor dem Hintergrund des immer stärker 
zu Tage tretenden Fachkräftemangels im sozialen Bereich alles 
andere als akzeptabel. Erhebliche Verbesserungen für die Be­
schäftigten bei freien Trägern im sozialen Bereich zu errei­
chen, ist eine der zentralen Aufgaben der GEW, insbesondere 
hier in Berlin. 

Nicht selten ist mit den Beschäftigten im Arbeitsvertrag ein 
Festgehalt vereinbart. Das heißt, diese Kolleg*innen haben nur 
Anspruch auf das Gehalt, das im Arbeitsvertrag festgelegt ist. 
Manchmal wird in den Arbeitsverträgen auf den früheren Tarif­

vertrag im öffentlichen Dienst (den Bundesangestelltentarifver­
trag) Bezug genommen, manchmal auf Arbeitsvertragslinien 
(AVR) des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, der Diakonie oder 
der Caritas, mitunter auf den aktuellen Tarifvertrag im öffent­
lichen Dienst der Länder – den TV-L. Sofern es bei den Trägern 
Betriebsräte gibt, haben diese zum Teil mit den Arbeitgeber*in­
nen Betriebsvereinbarungen zu Entlohnungsgrundsätzen aus­
gehandelt. In der Regel gibt es damit ein transparentes System 
mit nachvollziehbaren Kriterien für die Bezahlung. Die Höhe 
des Gehalts dürfen die Arbeitgeber*innen bei Betriebsvereinba­
rungen allerdings immer noch allein bestimmen.

In den letzten Jahren steigen die Beratungsanfragen bei der 
GEW BERLIN zur Gründung von Betriebsräten kontinuierlich an. 
In vielen Fällen kam es zu erfolgreichen Betriebsratswahlen – in 
einzelnen Fällen auch trotz Behinderungsversuchen von Arbeit­
geber*innen. Auch wenn die Tendenz steigend ist, gibt immer 
noch eine nicht unerhebliche Zahl von Trägern ohne Betriebsrat.

Tarifvertrag heißt Bedingungen auf Augenhöhe

Nur in einem Tarifvertrag können beide Tarifvertragsparteien 
(Arbeitgeber*innen und Gewerkschaften) alle Bedingungen auf 
Augenhöhe aushandeln. Um das Ziel eines Tarifvertrags zu er­
reichen, ist zum einen ein ausreichender gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad der Beschäftigten erforderlich und zum an­
deren Arbeitgeber*innen, die sich auf diesen Weg einlassen. Häu­
fig ist beides oder beides nicht gleichzeitig für erfolgreiche Ver­
handlungen gegeben. Das heißt, in den meisten Fällen liegt die 
Bezahlung der Beschäftigten bei freien Trägern zum großen Teil 
in den Händen der Arbeitgeber*innen. Selbstverständlich kön­
nen die Arbeitgeber*innen nur das Geld ausgeben, was sie von 
der öffentlichen Hand im Rahmen von Zuwendungen oder zur 
Finanzierung gesetzlicher Leistungen erhalten. 

Bisher gibt es aber noch keine rechtsverbindliche Verpflich­
tung, dass Arbeitgeber*innen die erstatteten Kosten für Personal­

RAUS AUS DER DEFENSIVE
Die Bezahlung bei freien Trägern der sozialen Arbeit ist weiterhin unzureichend, 

obwohl gute Fachkräfte dringend benötigt werden. Wenn sich Beschäftigte 
gewerkschaftlich oder innerbetrieblich organisieren, lassen sich mit den 

Arbeitgeber*innen Verbesserungen verhandeln

von Sabine Herzig
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dass für die Beschäftigten eine Gleichbehandlung 
vorsieht. Im Vorfeld hat der Betriebsrat zudem die 
Möglichkeit, sich durch den Einblick in Lohn- und 
Gehaltslisten einen Überblick über die innerbetrieb­
liche Bezahlung der Beschäftigten zu verschaffen. Es 
wird ersichtlich, ob das Entgelt der Beschäftigten 
sehr unterschiedlich ist oder gleiche Tätigkeiten mit 
vergleichbarer Qualifikation/Berufserfahrung gleich 
vergütet werden. 

Dieser Überblick und die entsprechende Auswertung 
ist letztendlich die Basis für die Entwicklung eines 
transparenten Entlohnungssystems, wenn Betriebs­
rat und Arbeitgeber*innen dies wollen. Es muss ver­
handelt werden und kann nicht von den Arbeitgeber­
*innen einseitig bestimmt werden. Aber die Verhand­
lungen zu einer solchen Betriebsvereinbarung sind 
häufig nicht einfach, da die Interessen auf beiden 
Seiten sehr unterschiedlich sind. Selten ohne Eini­
gungsstelle und mit viel Aufwand für Betriebsrat und 
Arbeitgeber*in können aber dennoch gute Betriebs­
vereinbarungen gelingen (wie die Beispiele bei Pfeffer­
werk Stadtkultur gGmbH, der Lebenshilfe gGmbH oder 
Autismus Deutschland in dieser Ausgabe zeigen).

Kämpfen lohnt sich

Die GEW wird zunehmend mehr von Beschäftigten bei 
freien Trägern angefragt, weil diese einen Tarifvertrag 
wollen, um nicht länger soweit abgekoppelt vom öf­
fentlichen Dienst zu bleiben. Deshalb ist bei etlichen 
freien Trägern eine steigende gewerkschaftliche Or­
ganisation zu verzeichnen. Die Beschäftigten setzen 
sich auf diesem Weg für die Verbesserung ihrer Be­
zahlung ein. In den nächsten Wochen sind verschie­
dene Sondierungsgespräche mit Arbeitgeber*innen 
vorgesehen. 

Auch wenn es nicht in allen Fällen gelingt, bei gu­
ter gewerkschaftlicher Organisation am Ende einen 
Tarifvertrag zu vereinbaren, hat sich in den letzten 
Jahren in der Praxis gezeigt, dass sich das Engage­
ment der Beschäftigten für eine verbesserte Bezah­
lung lohnt. In den Betrieben, in den sich Betriebsräte 
gegründet haben, diese die Bezahlung hinterfragt 
haben, Betriebsvereinbarungen zur Entlohnung ab­
geschlossen wurden, der gewerkschaftliche Organi­
sationsgrad stieg und ein Tarifvertrag (gegebenen­
falls auch mit Streiks) gefordert wurde – überall dort 
war eine positive Entwicklung des Gehalts zu beob­
achten. Wenn die Beschäftigten ihre Forderungen 
nach mehr Gehalt gegenüber den Arbeitgeber*innen 
deutlich machen, haben sie gute Chancen, dass sich 
etwas bewegt. Aber ohne »Druck von unten« passiert 
nichts.�

ausgaben auch eins zu eins an die Beschäftigten 
weitergeben müssen. Die Kontrollmechanismen, die 
eingeführt wurden, zum Beispiel durch detailliertere 
Dokumentationspflichten, haben die Bedingungen 
zwar etwas verbessert, zwingen aber Arbeitgeber*in­
nen noch nicht zur direkten Weitergabe der Mittel. 
Einnahmen und Ausgaben von freien Trägern blei­
ben für die Beschäftigten trotz der »Initiative Trans­
parente Zivilgesellschaft« und der Pflicht zur Veröf­
fentlichung von Jahresabschlüssen auf der Internet­
seite www.bundesanzeiger.de zumeist eine »Black Box«. 
Details müssen Arbeitgeber*innen nicht offenlegen. 
Beschäftigte mit »Festgeld«-Verträgen haben nur die 
Möglichkeit in regelmäßigen Abständen über Ge­
haltserhöhungen mit den Arbeitgeber*innen zu ver­
handeln. Dass in diesen Fällen höchstwahrscheinlich 
alle Mitarbeiter*innen bei einem Träger unterschied­
lich bezahlt werden, erschließt sich von selbst.

Bereitschaft zu Verhandlungen ist notwendig

Wenn Tarifverträge oder Arbeitsvertragslinien (AVR) im 
Arbeitsvertrag in Bezug genommen werden, kommt es 
oft darauf an, welche Version zur Anwendung kommt. 
Beispielsweise sind AVRs mit Tabellen von vor vier 
Jahren immer noch weit entfernt von der Bezahlung 
im öffentlichen Dienst. Haben alle Beschäftigten bei 
einem Träger diese Regelungen im Arbeitsvertrag 
stehen, gibt es zwar ein einheitliches System, aber 
alle werden »gleich schlecht« bezahlt. 

Betriebsvereinbarungen zu Entlohnungsbedingun­
gen bieten die Möglichkeit, ein System zu entwickeln, 

Sabine Herzig,  
Referentin im Vorstandsbereich 

Beamten-, Angestellten- und 
Tarifpolitik

»Ohne Tarifvertrag 
werden bei manchen 

Trägern alle 
Mitarbeiter*innen 

unterschiedlich bezahlt.«
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Freie Träger der Sozialen Arbeit erbringen häufig 
verschiedene Leistungen, die durch unterschied­

liche Kostenträger mit entsprechend unterschiedli­
chen Finanzierungen verbunden sind. Die Finanzie­
rung kann in Form von Zuwendungen, Entgelten oder 
Kostensätzen erfolgen. Je nachdem wer im Einzelfall 
Kostenträger ist, sind die Finanzierungsauflagen 
sehr komplex und stellen uns bei der Anwendung 
des TV-L vor einige Herausforderungen. Pfefferwerk 
ist mit etwa 800 Mitarbeiter*innen in der Kinderta­
gesbetreuung, in der schulischen Bildung, den Hil­
fen zur Erziehung, in der Schulsozialarbeit, in der 
Berufsausbildung sowie in der Stadtteilarbeit tätig. 
Wir haben seit November 2017 ein TV-L-nahes Ver­
gütungssystem mit tarifgleicher Eingruppierung. 
Wesentliche Abweichung ist eine Verzögerung in der 
Umsetzung der Tarifsteigerungen um derzeit acht 
Monate. Diese verkürzt sich, sofern positive Jahres­
überschüsse vorliegen. 

Faire Löhne haben ihren Preis

Grundsätzlich können wir feststellen, dass die Kosten­
träger eine Bezahlung der Fachkräfte nach TV-L ak­
zeptieren und die Personalkosten refinanzieren. So 
werden bei der Finanzierung der Kindertagesbetreu­
ung die tariflichen Entwicklungen berücksichtigt. 
Den Zuschüssen, die wir für unsere Schulen erhal­
ten, liegen die Gehälter der beim Land Berlin ange­
stellten Lehrkräfte zugrunde. In den Hilfen zur Er­
ziehung und in der schulbezogenen Jugendsozialar­
beit wurde für die Berechnung der Kostensätze bis­
her pauschal die Erfahrungsstufe 3 herangezogen. 
Für die Hilfen zur Erziehung konnte inzwischen die 

Stufe 4 verhandelt werden, in der Schulsozialarbeit 
jedoch nicht. 
Bei Zuwendungen für zeitlich befristete Projekte al­
lerdings werden Tarifsteigerungen, wenn überhaupt, 
nur nachlaufend berücksichtigt. Jeder Zuwendungs­
geber setzt hier andere Maßstäbe an, woraus erheb­
liche Probleme bei der Refinanzierung von tarifli­
chen Löhnen bestehen. Bei Zuwendungen der Bezir­
ke ist die Finanzierung der Gehälter gesetzt. Tarifli­
che Anpassungen müssen durch die Absenkung der 
Arbeitszeit ausgeglichen werden.

Technisches Personal sind »Sachkosten« 

Leider greift die Refinanzierung nur bei den pädago­
gischen Fachkräften. Unser haustechnisches Perso­
nal in den Kitas, Verwaltungsmitarbeiter*innen, un­
sere Fachkräfte für Kinderschutz und Arbeitssicher­
heit, die wir ebenfalls TV-L-nah vergüten, müssen 
aus den Sachkosten bezahlt werden. Hier fehlt na­
türlich der Bezug zum TV-L. Die Sachkosten steigen 
unregelmäßig und maximal in Höhe des Inflations­

AUF HALBER 
FLAMME 

Die Senatsverwaltung finanziert eine 
tarifgerechte Bezahlung der 

pädagogischen Fachkräfte in der sozialen 
Arbeit. Dafür herrscht an anderen Stellen  

Sparzwang

von Stefan Hoffschröer

»Den deutlich gestiegenen Kosten 
für Mieten und Instandhaltung 

steht eine ungenügende 
Ausfinanzierung gegenüber.«
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ausgleichs. Auch den deutlich gestiegenen Kosten 
für Mieten und Instandhaltung steht eine ungenü­
gende Ausfinanzierung gegenüber. 

Für die Verwaltung zahlt der Träger drauf

Die Kosten für unsere Verwaltung werden durchschnitt­
lich mit etwa 4 Prozent akzeptiert. Unsere realen 
Kosten betragen, je nach Berechnungsmodel, jedoch 
neun bis 15 Prozent. Denn: Kosten für die Einhal­
tung gesetzlicher Vorgaben in Bezug auf Arbeitssi­
cherheit, Datenschutz, Brandschutz, Betriebliches 
Eingliederungsmanagement, Kinderschutz, Betriebs­
ratstätigkeit und Qualitätsmanagement werden bei 
der Kostenerstattung nicht ausreichend oder gar 
nicht berücksichtigt. Und natürlich unterliegen auch 
die Personalkosten für diese Kolleg*innen der gleichen 
tariflichen Steigerung wie die der pädagogischen 
Fachkräfte.

In der Kindertagesbetreuung übernahm das Land 
Berlin bis 2017 93 Prozent der Kosten. Der Eigenan­
teil verringert sich nun bis 2021 um jährlich 0,5 Pro­
zent, doch ein fünfprozentiger Eigenanteil ist auch 
dann von den Trägern zu erbringen. Bei der Finan­
zierung unserer beiden Schulen erhalten wir ledig­
lich einen Zuschuss von 93 Prozent der Personalkos­
ten. Sachkosten und Verwaltung werden nicht finan­
ziert. Daher sind die Schulen gezwungen, Elternbei­
träge einzunehmen. Für eine unserer Jugendfreizei­
teinrichtung besteht die Auflage, zehn Prozent der 
Kosten aus Eigenmitteln aufzubringen. Auch in der 
Nachbarschaftsarbeit decken die Zuwendungen nur 
einen Teil der realen Kosten. Die restlichen Kosten 
müssen aus Eigenmitteln oder über weitere Drittmit­
tel finanziert werden.

Kein Geld für Innovation

Ein Zuschlag für Wagnisse und Risiken ist in den 
Kostensätzen der Eingliederungshilfe anerkannt, in 
der Kinder- und Jugendhilfe nicht. Auch Innovationen 
sind in der Kinder- und Jugendhilfe theoretisch so 
gut wie unmöglich, denn Kosten für die Entwicklung 
und das Ausprobieren neuer Ansätze kommen in 
keiner Finanzierung vor. Wir sind davon überzeugt, 
dass nur gute Gehälter und gute Arbeitsbedingungen 
es möglich machen, hervorragende soziale Arbeit zu 
leisten. Dafür ist es erforderlich, dass Gehälter auf 
Tarifniveau in allen Bereichen auch finanziert wer­
den. Das heißt: Für eine gute soziale Arbeit in Berlin 
muss die öffentliche Hand bereit sein, Tarifgehälter 
und realistische Sachkosten für alle beauftragten 
Leistungen verlässlich zu finanzieren.�

Stefan Hoffschröer, Geschäftsführer 
von Pfefferwerk Stadtkultur gGmbH

ERST SCHIEFE 
TÖNE,  

DANN EIN 
UNISONO 

Manchmal braucht es deutliche Zeichen, bevor sich 
etwas bewegt. Bei Autismus Deutschland in Berlin 

sollten bestehende Arbeitsbedingungen 
verschlechtert werden. Die Beschäftigten reagierten 

mit der Gründung eines Betriebsrates

von Matthias Bauer
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Der gemeinnützige Verein Autismus Deutschland 
in Berlin wurde 1972 von Eltern gegründet. Er 

hat es sich zur Aufgabe gemacht, Menschen mit 
Autismus-Diagnose zu fördern. Im November 2011 
bestand der Verein aus circa 160 Beschäftigten, von 
denen die Hälfte angestellte Schulhelfer*innen wa­
ren und die anderen in diversen Projekten des Ver­
eins als Erzieher*innen, Sozialarbeiter*innen, Psy­
cholog*innen arbeiteten. Mitarbeitende hatten Ar­
beitsverträge, die sich auf den Bundes-Angestellten­
tarifvertrag (BAT) bezogen. Als das Land Berlin 2002 
aus der Tarifgemeinschaft der Länder ausschied, gab 
es keine Tariferhöhungen mehr. Dies wurde für alle 
Mitarbeiter*innen bei Autismus Deutschland über­
nommen. Neue Mitarbeiter*innen erhielten ebenfalls 
Verträge, nach dem BAT. Ohne große Schwierigkeiten 
hätten diese Beschäftigten eine Vergütung nach TV-L 
einklagen können.

Verschlechterungen durch die Blume

Ende November 2011 trat der Vorstand des Vereins 
an die Mitarbeitenden heran: Irgendein europäisches 
Gericht habe den BAT für rechtswidrig erklärt, es 
gäbe neue Arbeitsverträge. Für jeden Mitarbeitenden 
gab es einen neuen Vertrag, vom Vorstand bereits 
unterschrieben, die bis Ende der gleichen Woche von 
den Mitarbeitenden unterschrieben werden müssten. 
Dieser neue Arbeitsvertrag sollte angeblich keinerlei 
Nachteile enthalten, lediglich das Wort BAT fiele 
weg. Ortszuschlag und Grundgehalt wurden zu einer 
Summe zusammengefasst und um 2,3 Prozent er­
höht. Er enthielt allerdings nur noch 20 Tage Urlaub, 
eine pauschale Entbindung behandelnder Ärzt*innen 
von der Schweigepflicht, ein Aussageverbot vor dem 
Arbeitsgericht und keine tariflichen Gehaltserhöhun­
gen oder den Verweis auf eine Vergütungsordnung. 
Die Kolleg*innen der einzelnen Projekte formulier­
ten daraufhin gemeinsam ihre Verunsicherung und 
Unzufriedenheit mit dem neuen Vertragsangebot, 
woraufhin die Geschäftsführung einzelne Punkte 
nach und nach veränderte.

Im folgenden Januar fand eine Mitarbeiter*innen­
versammlung statt, zu der auch Sabine Herzig, Refe­
rentin für Tarifpolitik bei der GEW BERLIN, eingela­
den wurde. Unser Arbeitgeber versicherte auf dieser 
Versammlung mehrfach, er könne TV-L im Moment 
nicht zahlen, denn dann sei der Verein pleite. Sobald 
die Finanzlage es zulasse, könnte eine Einführung 
des TV-L ermöglicht werden. Der Verein hatte aber zu 
dieser Zeit bereits eine Immobilie erworben und 
plante weitere Investitionen.

Nach dieser Zeit wurden neue Mitarbeitende sehr 
unterschiedlich neu eingestellt, es gab große Gehalts­
unterschiede, kein erkennbares System und viel Unmut 
darüber. In der Folge gründeten einige Kolleg*innen 
mit Unterstützung und Beratung der GEW BERLIN 
einen Wahlausschuss und führten eine Betriebsrats­
wahl durch. Im Mai 2012 trat der Betriebsrat zusam­
men und setzte sich mit unserem Arbeitsgeber zwecks 
Entwicklung eines Entgeltsystems in Verbindung. 

Nach zwei Jahren und zwei Monaten erfolglosen Ver­
handelns und diversen aufgeheizten Betriebsver­
sammlungen unter Teilnahme der GEW BERLIN be­
schloss der Betriebsrat, die Einsetzung einer gericht­
lichen Einigungsstelle zu beantragen, die im Dezem­
ber mit sieben Mitgliedern eingesetzt wurde. Vorsit­
zender war Martin Fenski vom Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg. Den Arbeitgeber vertraten zwei 
Mitglieder des Vorstands und dessen Anwalt. Den Be­
triebsrat vertraten ein Betriebsratsmitglied, ein Fach­
anwalt für Arbeitsrecht und ein Wirtschaftsprüfer. 
An zwei Sitzungstagen gelang es, ein an den TV-L an­
gelehntes Entgeltsystem mit dynamischen Gehalts­
erhöhungen zu verhandeln und in der Folge alle Be­
schäftigten in das neue Entgeltsystem zu überführen 
und auch bei der Einstufung und Eingruppierung mit­
zubestimmen. Die Mitarbeitenden erhielten Gehalts­
steigerungen zwischen 25 und 60 Prozent, die Ver­
einbarung galt drei Jahre.

Nach der Einigungsstelle entspannte sich das Ver­
hältnis zwischen Mitarbeitenden, Betriebsrat und 
Arbeitgeber deutlich. Auch die anschließende Ent­
geltverhandlung für den Zeitraum 2019 bis 2021 
verlief in einer guten Atmosphäre. Abschließend wür­
de ich sagen, dass es im Interesse aller Beteiligten 
und auch der Klienten war, diesen Konflikt auszutra­
gen und ein transparentes Entlohnungssystem zu 
etablieren.�

Matthias Bauer, Betriebsrat  
bei Autismus Deutschland  

Landesverband Berlin

»Es war im Interesse  
aller Beteiligten, diesen 

Konflikt auszutragen. 
Nach der Einigungsstelle 

entspannte sich die  
Situation deutlich.«
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mung und Information an die GEW BERLIN auf einer 
Betriebsversammlung erklärt, sich aus dem Tarifge­
schehen der Lebenshilfe gGmbH Berlin zurückzuzie­
hen. Seitdem verhandelt die GEW BERLIN hier allein. 
Der zum 1. Mai 2012 in Kraft getretene Tarifvertrag 
wurde nach Tarifverhandlungen 2014, 2016 und 
2018 mit Änderungstarifverträgen und neuen Ent­
gelttabellen weiterentwickelt und fortgeführt. Auch 
hier wachsen nicht alle Bäume in den Himmel. Es ist 
uns aber gelungen, das Entgeltniveau an den TV-L 
anzupassen und mit diesem Schritt zu halten. 

Viele Verbesserungen stärken das Arbeitsklima

Es wurden in den vergangenen Jahren mehrere Ver­
besserungen der Arbeitsbedingungen vereinbart. So 
beispielsweise beim Urlaub, bei der Eingruppierung 
und der Anerkennung von Berufserfahrung. Dabei 
ist die Arbeitgeberin offenkundig daran interessiert, 
für ihre Beschäftigten attraktive Arbeits- und Ein­
kommensbedingungen zu bieten und dadurch auch 
neue Fachkräfte zu gewinnen. So wurden in mehre­
ren Verhandlungen mit erheblichen Einmalzahlun­
gen die prozentualen Lohnerhöhungen ergänzt oder 
von der Arbeitgeberin Verbesserungen, wie die Erhö­
hung des Jubiläumsgeldes, selbst vorgeschlagen. 

Beispielhaft für die positive Verhandlungsatmo­
sphäre und die guten Ergebnisse sind gemeinsame 
Presseerklärungen nach den Verhandlungen. Außer­
dem unterstützte die GEW BERLIN die Arbeitgeberin 
im Januar 2018 bei ihren Verhandlungen zu Refinan­
zierung.�

Am Beispiel der Lebenshilfe gGmbH wird deutlich, 
dass es möglich ist, auch im Bereich der Einglie­

derungshilfe Entgelte und Arbeitsbedingungen zu 
vereinbaren, die sich am TV-L orientieren. Die Le­
benshilfe gGmbH Berlin beschäftigt über 1.000 Mit­
arbeiter*innen. Sie bietet Eingliederungshilfen für 
Menschen mit Behinderung und betreibt überwie­
gend Wohnstätten, Wohngemeinschaften und bietet 
betreutes Einzelwohnen an. Dazu kommen noch di­
verse Beratungsdienste und Tagesangebote, bei­
spielsweise Tagesförderstätten. Bei der Lebenshilfe 
sind vorwiegend Erzieher*innen, sonstige Angestell­
te in der Tätigkeit von Erzieher*innen, Heilerzie­
hungspfleger*innen und Sozialpädagog*innen be­
schäftigt. 

Nach einer neunjährigen, schwierigen Vorlaufzeit 
und letztendlich erfolgreicher Verhandlung wurde 
im Jahr 2012 ein Tarifvertrag zwischen der Lebens­
hilfe gGmbH Berlin und GEW und ver.di abgeschlos­
sen. Ende 2016 hat ver.di ohne vorherige Abstim­

Udo Mertens, Leiter des Vorstandsbe-
reichs Beamten-, Angestellten- und 

Tarifpolitik der GEW BERLIN

STARKES SPIEL  
MIT STARKEN 

PARTNER*INNEN
Die Beschäftigten der Lebenshilfe gGmbH haben  

sich einen Tarifvertrag erstritten. In Verhandlungen  
auf Augenhöhe lassen sich die Arbeits- und 

Einkommensbedingungen auch in der Zukunft  
weiter verbessern

von Udo Mertens

»Nach einer neun­
jährigen schwierigen 

Vorlaufzeit wurde 
letztendlich erfolg­

reich verhandelt und 
ein Tarifvertrag 
abgeschlossen.«
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Eine gute pädagogische Arbeit und ne­
benbei die Ausbildung der Querein­

steiger*innen leisten – dafür reichen die 
im Kitaförderungsgesetz (KitaFög) zuge­
schriebenen Personalmittel nicht aus. Die 
Berliner Politik hat sich weit aus dem 
Fenster gelehnt und wollte den Kitaausbau 
vorantreiben. Die Zusagen können jedoch 
nicht eingehalten werden. Die Beschäftig­
ten in den Berliner Kitas sind permanen­
ten Belastungen und Überlastungen ausge­
liefert. Quereinsteiger*innen sollen die 
Lücken des Personalnotstands schließen. 
Doch viele Kitas sind unterbesetzt und 
die Anleitung der Kolleg*innen in berufs­
begleitender Ausbildung belastet die ohne­
hin schon überlasteten Kolleg*innen.

Nicole Rakow, Pädagogin in einer Kita in 
freier Trägerschaft erklärt uns, warum 
ihrer Meinung nach das Maß voll ist: »Der 
hohe Wert pädagogischer Arbeit in unse­

ren Einrichtungen wird nicht mehr oder 
noch nicht geschätzt. Dies spiegeln unsere 
Gehaltsabrechnungen wider. Ebenso we­
nig scheint der Stellenwert frühkindlicher 
Bildung in der breiten Gesellschaft erkannt 
worden zu sein. Ich möchte gute Arbeit 
machen und die Anforderungen des Ber­
liner Bildungsprogramms erfüllen. Die ho­
hen Erwartungen an Frühförderung sind 
berechtigt, doch es fehlt aufgrund der 

kommen, um gemeinsame Ideen und Lö­
sungen zu entwickeln. Dabei denken wir 
an einen regelmäßigen Austausch. Der 
Senat muss zwingend seinen Fokus mehr 
auf die freien Träger richten, wenn er den 
hoch ambitionierten Kitaausbau schaffen 
möchte. Lösungsmöglichkeiten sehen wir 
in einer freiwilligen Verpflichtung der 
freien Träger, die Erhöhungen der Entgel­
te an das Personal weiterzugeben. Außer­
dem wäre es an der Zeit, über eine ge­
rechte Vergütung auch in der vollschuli­
schen Erzieher*innenausbildung nachzu­
denken. So wären die Nachwuchssorgen 
geringer und die Studierenden hätten die 
Möglichkeit, sich ohne Geldsorgen auf die 
Ausbildung zu konzentrieren. Wir erwar­
ten vom Land Berlin endlich Maßnahmen, 
um gesundheitliche Belastungen zu redu­
zieren. Ausfinanzierungen von Supervi­
sion, Mediation und Fachberatungen, wä­
ren hier die Schlagwörter.« 

Auch Stephan Keitel, Gesamtbetriebsrats­
vorsitzender, betont, dass Kitas als Trä­
ger der Integration und Inklusion eine 
Verbesserung des Personalschlüssels be­
nötigen, möchten sie erfolgreich arbei­
ten. So oder so. Kitaerzieher*innen haben 
derzeitig viele gute Gründe zu klagen. 

Sie haben deshalb unsere Unterstüt­
zung bei ihren Protesten verdient. Zeigen 
wir uns solidarisch!�

personellen Bedingungen die Zeit ihnen 
gerecht zu werden. Beobachtungen, Do­
kumentation, Planung und die gemeinsa­
me Reflexion der täglichen Arbeit mit Kol­
leg*innen kosten Zeit. Qualität braucht 
Zeit. Als Interessenvertretung der Mitar­
beiter*innen sehe ich immer häufiger Kol­
leg*innen, die der Arbeitsbelastung nicht 
Stand halten können, im Krankheitsfall 
ihr Pflichtbewusstsein über alles stellen 
oder in Hinblick auf die Belastungen nur 
Teilzeitbeschäftigungen annehmen. Lea­
singpersonal, lernende Fachkräfte, Prakti­
kant*innen beispielsweise sind nur sehr 
begrenzt eine Entlastung. Die Erklärung 
ist auch notwendig, weil darauf hingewie­
sen werden muss, dass auch nach erfolg­
reichem Tarifabschluss der Länder das 
Personal freier Träger weiterhin schlech­
ter bezahlt wird.«

Auch der Betriebsrat der Kinder im Kiez 
GmbH hat die gemeinsame Erklärung un­
terschrieben, weil er deutlich machen will, 
dass frühe Bildung von der Qualität der 
Arbeitsbedingungen abhängig ist. Elke 
Schütz (rechts im Bild), Betriebsratsvorsit­
zende erklärt Lösungsansätze und Hoff­
nungen, die die Beschäftigten haben: 
»Wenn man Mitarbeiter*innen halten 
möchte, muss es gleichen Lohn für glei­
che Arbeit geben! Wir wünschen uns mit 
der Senatsverwaltung ins Gespräch zu 

Das Maß ist voll
In einem offenen Brief an Bildungssenatorin Sandra Scheeres und Finanzsenator Matthias Kollatz haben 

Betriebsräte zahlreicher freier Kita-Träger auf die unhaltbaren Zustände in den Berliner Kitas 
hingewiesen. Einige Betriebsrät*innen erklären uns, warum der Protest nötiger denn je ist 

von Ronny Fehler
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Sehr geehrter Herr Klemm, die Kita-Krise 
ist ein Problem in aller Munde. Aber wel-
che Probleme haben wir und wie würden 
Sie die Krise lösen?

Klemm: Die Probleme liegen auf dem 
Tisch. Das System ist im Moment kom­
plett überlastet. Die Möglichkeiten des 
Quereinstiegs und der berufsbegleiten­
den Ausbildung bringen zur Zeit etwas 
Entlastung, reichen aber nicht. Meiner 
Meinung bedarf es auch einer Verände­
rung des bestehenden Systems, wie Kita­
plätze in Berlin vergeben werden und wie 
das System Kita finanziert wird, um die 

der auf die Füße zu stellen. Das bedeutet, 
dass die Jugendämter wieder die Bele­
gungsrechte für Kitaplätze bekommen.

Wieso die Jugendämter?
Klemm: Grundsätzlich ist es in diesem 

Land so, dass der der bezahlt, auch be­
stellt. Berlin bezahlt, Berlin muss dann 
auch entscheiden, wer Kitaplätze be­
kommt. 

Und wie stellen Sie sich das vor?
Klemm: Die bezirklichen Jugendämter 

»kaufen« bei den Kitaträgern fürs Kita­

Kitakrise mittel- und langfristig aufzulö­
sen. Das geht damit los, dass die bezirk­
lichen Jugendämter die Gewährleistungs­
verpflichtung haben, also die Nachweis­
pflicht von Kitaplätzen. Denn jedes Kind 
hat einen gesetzlichen Anspruch auf einen 
Kitaplatz. Wir verfügen aber über keiner­
lei Instrumente, um Kitaplätze zu belegen. 
Wir haben weder die Kitaaufsicht noch 
haben wir Belegungsrechte. Wir können 
zurzeit nichts Anderes machen, als die 
Eltern selbst: bei den Kitaträgern um Kita­
plätze für Kinder betteln. Das System steht 
auf dem Kopf. Notwendig ist es, es wie­

»Ein System, das nicht funktioniert,  
muss man ändern«

In Berlin gibt es zu wenig Kitaplätze und zu wenig Erzieher*innen. Das führt zu Überlastungen  
in Kitas und Jugendamt. Der Stadtrat für Arbeit, Soziales und Gesundheit in Treptow-Köpenick,  

Gernot Klemm (Die Linke), sieht eine Lösung in der Veränderung des Belegungssystems

Das Interview führte Cem Erkisi
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jahr ein Platzkontingent und entscheiden 
danach, mit welchen Kindern welcher 
Kitaplatz belegt wird.

Also für einen Pauschalbetrag, der dann 
die Kosten für das Jahr abdeckt.

Klemm: Ja. Auch wenn das natürlich 
nicht so einfach ist. Natürlich geht das 
nur mit einem differenzierten Durch­
schnittskostensatz unter Berücksichti­
gung des Alters der Kinder, der Betreu­
ungszeiten und von Integrationskindern. 
Das ist die Voraussetzung für eine Pla­
nungssicherheit der Kitaträger und der 
Jugendämter. Heute wird der Kitaplatz 
über den Kitagutschein finanziert, wenn 
der Platz belegt ist. Das führt dazu, dass 
viele Kitaträger nur bedingt Interesse ha­
ben, ab Mitte des Kitajahres überhaupt 
noch Plätze freizuhalten. Für die Kitaträ­
ger ist es nach gegenwärtigem System 
attraktiv, wenn man Kinder möglichst mit 
der Betreuung in der Kernzeit von Anfang 
bis Ende des Kitajahres hat. Alles andere 
wirft die Träger vor Planungsprobleme. 
Das würde sich sofort ändern, wenn der 
Kitaplatz übers Kitajahr vom Jugendamt 
verlässlich finanziert wird. Zudem wür­
den die Kitaträger von den platzsuchen­
den Eltern entlastet werden. Außerdem 
kann das Jugendamt bei der Platzvergabe 
die Ortsnähe berücksichtigen.

Könnte das Jugendamt solche Koordinie-
rungsaufgaben bewältigen? Also auch 
Wünsche der Träger etwa bei Geschlecht 
und Alter des Kindes mitzubestimmen?

Klemm: Ja, da bin ich mir sicher. Natür­
lich müsste die Kita-Koordination ge­
stärkt werden. Zugleich würden zwei ih­
rer aktuellen Hauptbeschäftigungen weg­
fallen: einerseits die Bettelei nach Kita­
plätzen für hunderte Kinder bei den Kita­
trägern, andererseits die Bearbeitung und 
vor allem die Dokumentation der Bearbei­
tung von Kitaklagen platzsuchender Eltern, 
die zwischenzeitlich fast den gesamten 
Bereich lähmt. Nebenbei würde man noch 
ein ausgesprochen kompliziertes Daten­
schutzproblem lösen, wenn die Behörde 
über Platzvergaben entscheidet.

Haben Sie zur Bewältigung der Kita-Krise 
noch einen Einfall?

Klemm: Es ist leider völlig klar, dass 
uns die Überlastung des Kitasystems 
noch Jahre beschäftigen wird. Das löst 
weder das alte noch ein neues System auf 
der Stelle. Aufgrund des Fachkräfteman­
gels, durch Krankheit und Fluktuation 
wird eine sehr hohe Belastung bleiben. In 
so einer Situation sind Notmaßnahmen 
unumgänglich. Dazu gehört der Ausbau 
der Möglichkeiten des Quereinstiegs. Da­
zu gehören auch Überbelegungen. Da 
muss sich Berlin ehrlich machen. Es ist 
ein langer Weg zu gehen, um das System 
wieder ins Lot zu bringen. Bis dahin 
muss die Mehrarbeit für die Erzieher*in­
nen anerkannt und auch spürbar besser 
vergütet werden. Ein hilfreicher Schritt 
dabei wäre es, den Erzieher*innen, die 

überbelegte Gruppen zu betreuen haben, 
während der Zeit der Überbelegung einen 
Zuschlag von zum Beispiel 200 Euro mo­
natlich zu zahlen. 

Die andere Option wäre, die Arbeitsbedin-
gungen von Erzieher*innen der Überbele-
gung anzupassen. Dass man zum Beispiel 
ihre Vor- und Nachbereitungszeiten erhöht, 
und ihnen die Möglichkeit bietet, diese in 
der Kita zu erledigen und nicht zuhause in 
der Freizeit.

Klemm: Alles, was irgend möglich ist, 
um die Erzieher*innen in der gegenwärti­
gen Situation zu entlasten, muss geprüft 
und schnellstens umgesetzt werden. Ziel 
muss es natürlich bleiben, die Qualität 
nach dem Kita-Fördergesetz, also den 
»Normalzustand«, so schnell wie möglich 
wiederherzustellen.

Das war ein gutes Schlusswort. Ich bedan-
ke mich für das Gespräch.�

Kann man in den erwähnten Durchschnitts
kostensatz tarifliche Vereinbarungen ein-
bauen?

Klemm: Wenn Berlin ein Platzkontin­
gent bei dem Träger kauft, gilt das Verga­
berecht. Das heißt, Berlin kann die Krite­
rien, nach denen die Plätze belegt werden 
– wie Tarifbindung, Nachhaltigkeit und 
Qualitätsstandards – festschreiben. 

Wenn es so einfach wäre, warum macht es 
niemand?

Klemm: Im Moment sind meiner Mei­
nung nach alle Beteiligten nicht dazu be­
reit. Die Senatsverwaltung nicht, weil die 
Einführung eines neuen Systems immer 
kompliziert ist; die Kitaträger auch nicht, 
weil ihnen das bestehende System sehr 
viel Autonomie gewährleistet. 

Das System hat gut funktioniert in Zei­
ten, wo es keinen Mangel an Kitaplätzen 
gab. Mit dem System sind massenhaft 
Kitas an freie Träger übertragen und da­
mit Risiken ausgelagert worden.

Diese Risiken möchte ich wieder ein­
sammeln. Wenn ein Jugendamt zu viele 
Plätze ordert, käme es in Erklärungsnot 
beim Finanzstadtrat. Sind es zu wenig 
Plätze, muss mit Trägern nachverhandelt 
werden. Aber das ist dann ein Problem 
zwischen Verwaltung und Trägern.

Die erste Aufgabe des Systems ist es, 
Kinder mit Kitaplätzen in einer guten 
Qualität zu versorgen. Und das geht nur 
mit guten Arbeitsbedingungen und ver­
lässlichen Rahmenbedingungen für die 
Kitas. Genau das kann das gegenwärtige 
System nicht. Wenn ein System nicht 
mehr funktioniert, muss man es ändern.

Wie soll das Problem der Eingewöhnungen 
zu Beginn des Kitajahres ausgeräumt wer-
den?

Klemm: Das Problem der Eingewöh­
nungszeiten wäre mit einem Schlag weg. 
Heute gibt es eine Stichtagreglung, bis 
wann eingewöhnt werden muss, damit 
der Platz für das gesamte Kitajahr finan­
ziert wird. Dieser Stichtag fällt weg, wenn 
die »gekauften Plätze« sowieso ganzjäh­
rig finanziert werden. Die Kinder könnten 
mit ihren Eltern die Eingewöhnungen ab 
dem Tag beginnen, ab dem sie den Kita­
platz in Anspruch nehmen.

Kann man im Kostensatz auch Gelder für 
Sanierungsarbeiten einrechnen?

Klemm: Ja. Kostensatzverhandlungen, 
die natürlich auch den Investitionsanteil 
berücksichtigen, wären wie bei den heu­
tigen Kostenblattverhandlungen regelmä­
ßig neu zu führen. 

Cem Erkisi, Erzieher in der 
Kita Emser Straße

»Die Kitaträger haben nur 
bedingt Interesse daran, 
ab Mitte des Kitajahres 
überhaupt noch Plätze 
freizuhalten«

»Die Bettelei nach Kita-
Plätzen kostet die Jugend-
ämter enorm viel Zeit«
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Der Satz hängt über dem Schreibtisch, 
den du dir mühsam erkämpft hast. 

Denn wozu braucht eine Erzieherin einen 
Schreibtisch? Für die zwei Stunden Büro­
kram pro Woche? Vielleicht noch mit In­
ternetanschluss? Lächerlich. – Du hast 
Frühdienst und öffnest. Die ersten schlaf­
trunkenen Kinder werden reingetragen. 
Sina hustet und hat ganz offensichtlich 
Fieber. Aber ihre Mutter ist schneller weg, 
als du reagieren kannst. Das Telefon klin­
gelt. Kollegin Karin hat starke Migräne. 
Kein Problem, du übernimmst ihre Gruppe 
mit. Du hast ja einen neuen Sozialassis­
tenten zur Unterstützung. Leider hat Karin 
den Journalisten vergessen, der einen Tag 
lang hospitieren will. »Der Termin steht 
seit Wochen! Kannst du dich ein bisschen 
um den kümmern?« – »Worüber will der 
denn schreiben?« – »Über fehlende männ­
liche Stimuli im Kita-Alltag«. Du könntest 
dem eine Menge über männliche Stimuli 
jeder Art erzählen, aber das Telefon klin­
gelt gerade wieder. Kollegin Jutta muss un­
bedingt zum Zahnarzt und kommt zwei 
Stunden später. »Kein Problem«, sagst du 
und lächelst. In der letzten Fortbildung 
»Kommunikationsstrategien« hat euer Team 
gelernt, dass man freundlicher wirkt, wenn 
man auch beim Telefonieren bewusst die 
Mundwinkel nach oben zieht.

Schrilles Geschrei dringt aus dem Grup­
penraum. Josefine zieht kräftig an Viktors 
Locken. Der Sozialassistent unterhält sich 
gerade in einer Ecke mit dem Journalis­
ten. Du brauchst einige Zeit, um Josefines 
eisernen Griff zu lösen und Viktors Tränen 
zu trocknen. Max ist in einen Hundehaufen 
getreten. Das merkt sein Vater aber erst, 
als sie durch das halbe Gebäude gelaufen 
sind. Der Sozialassistent wird grün im 
Gesicht, die Ein-Euro-Kraft verweigert sich, 
und während du den Dreck entfernst, 

Rest. Sonst hast du immer ein T-Shirt 
zum Wechseln im Schrank, aber heute 
Morgen um 4.30 Uhr hast du schlichtweg 
vergessen, eins einzupacken.

In der Mittagspause will ein Paar sein 
Kind anmelden. Sie haben einen Termin mit 
Kollegin Jutta, die leider noch nicht vom 
Zahnarzt zurückgekommen ist. Du beant­
wortest geduldig all ihre Fragen. Ob ihr auf 
Vollwertkost achtet? Wie die soziale Mi­
schung in der Kita ist? Welche Fremdspra­
chen ihr anbietet? Gibt es Computerkurse 
und Hochbegabtenförderung? Du willst wis­
sen, wie alt das Kind ist. Die Frau legt sich 
selig die Hand auf den flachen Bauch: »In 
sieben Monaten kommt es zur Welt«.

Am frühen Nachmittag hat der Sozial­
assistent Kopfschmerzen und bittet dar­
um, gehen zu dürfen. Der Journalist, der 
ursprünglich bis Dienstschluss bleiben 
wollte, schließt sich spontan an. Du ziehst 
allein 30 Kinder an. Ludwigs Schnürsenkel 
reißt, Bernhardine schafft es nicht recht­
zeitig aufs Klo, das Telefon klingelt. Aber 
auch dieser Tag geht vorbei. Schließlich 
habt ihr es an einem Tag voller Krankmel­
dungen auch schon mal geschafft, zu 
zweit hundert Kinder zu betreuen.

Dein Mann zieht nur die Augenbrauen 
hoch, als du abends kurz vorbeischaust, 
um die Bluse zu wechseln. Du hast noch 
eine Gruppensitzung: eine Therapie für 
Erzieherinnen mit psychosomatischen 
Störungen. Du hast manchmal so ein Rau­
schen im Ohr. Heute bist du mit Erzählen 
dran. Du schilderst lächelnd deinen Ar­
beitstag. Die Psychologin fragt streng: 
»Und? An welcher Stelle hätten Sie Nein 
sagen müssen?«� Gabriele Frydrych

Die Autorin weigert sich hartnäckig, ihre satirischen Texte 
gendern zu lassen. Beschwerden bitte direkt an sie.

fragt der Journalist interessiert: »Welchem 
Erziehungskonzept folgen Sie eigentlich?« 
Beim Frühstück wirft Anton seinen Kakao 
um. Leider hast du heute eine weiße Bluse 
statt gefleckter Tarnkleidung angezogen. 
Der Journalist auf dem Kinderstühlchen 
weiß nicht, wohin mit seinen langen Bei­
nen. »Was halten Sie von der Initiative 
›Männer in die Kita‹?« Du vermutest im 
Stillen, dass es schon längst anständige 
Sitzgelegenheiten, genug Aushilfskräfte 
und angemessene Bezahlung geben wür­
de, wenn mehr Männer in Kitas tätig wä­
ren. Aber das sagst du lieber nicht, nach­
her zitiert er dich noch. Stattdessen löst 
du sanft einen Leberwurstring aus Tama­
ras Händen und übst wieder mal mit Ben 
Naseputzen. »Nein, du musst schnauben! 
Nicht hochziehen. Na los, fester!« Und zu 
dem Journalisten sagst du: »Es wäre toll, 
wenn mehr Männer in Kitas arbeiten wür­
den!« Der Sozialassistent lässt sich gerade 
von Emma und Paula Zöpfchen flechten.

Nach dem Frühstück singt ihr das Lied 
vom Maulwurf und der Ameise. Du hast 
erst vor kurzem mit dem Gitarrenunter­
richt begonnen. Die Akkorde klingen noch 
ein wenig unsicher. Der Journalist macht 
sich Notizen. Janus will wissen, ob Amei­
sen ein Herz haben. Du weißt es nicht und 
versprichst nachzusehen. Der Journalist 
fragt, wie viele Fortbildungen ihr pro Jahr 
machen müsst. Bei den Sitztänzen stellt er 
sich so ungeschickt an, dass du ihm gern 
mehr Übungen zur Vernetzung seiner 
Hirnhälften ans Herz legen würdest. Heute 
liest du etwas aus dem alten Kinderbuch 
vom »Ameisen-Ferdl« vor. Carmen und 
Doreen streiten sich, wer dabei auf dei­
nem Schoß sitzen darf. Sandras Hamster 
ist gestern gestorben, deshalb darf sie sich 
beim Vorlesen ankuscheln. Das Malen mit 
den Fingerfarben gibt deiner Bluse den 

Und aus dem Chaos sprach eine Stimme zu mir:
 »Lächle und sei froh, denn es könnte schlimmer kommen!«

Ich lächelte und war froh – und es kam schlimmer
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Ein ungewohntes Bild empfing die Mit­
glieder der Landesdelegiertenversamm­

lung (LDV) in den Tegeler Seeterrassen: 
Auf dem Podium saß anstelle des ver­
trauten bisherigen Geschäftsführers Udo 
Jeschal sein Nachfolger Frank Rzeppa. 
Auch wenn Frank das nicht bestellt hat, 
sein Debüt war vielversprechend. Die Sit­
zung wurde unter seiner »notariellen« 
Aufsicht und unter Leitung des souverä­
nen Präsidiums auch bei kontroversen 
Themen hervorragend über die Bühne 
gebracht.

Verbeamtung ist nicht die Lösung

Ein kontroverses Thema stand im Mittel­
punkt des ersten Tages. Die im Jahr 2004 
unter dem damaligen Regierenden Bür­
germeister Wowereit und seinem Finanz­

immer so gewohnt. Udo Mertens sprach 
sich in der Begründung seines Antrags 
klar gegen die Verbeamtung aus. Die GEW 
BERLIN setze sich weiter mit Nachdruck 
für eine Verbesserung der Arbeits- und 
Einkommensbedingungen aller Tarifbe­
schäftigten und Beamt*innen im öffentli­
chen Dienst des Landes ein, die Verbe­
amtung von Lehrkräften sei allerdings 
nicht die Lösung. Mertens argumentierte, 
die Rückkehr zur Verbeamtung sei kein 
Mittel, den Lehrkräftemangel zu behe­
ben. Dieser sei schließlich auch ein Prob­
lem in all den anderen Bundesländern, 
die ihre Lehrkräfte verbeamten. Die hohe 
Arbeitsbelastung oder externe Faktoren 
wie die Wohnungsnot und steigende Mie­
ten führen nach Ansicht des Tarifexper­
ten viel stärker zu einer Abwanderung 
von Lehrkräften als die fehlende Verbe­
amtung. Zahlreiche Beiträge von Dele­

senator Sarrazin abgeschaffte Verbeam­
tung ist ein Streitpunkt in der Öffentlich­
keit und in der GEW BERLIN. Nachdem 
inzwischen alle Bundesländer außer Ber­
lin ihre Lehrkräfte wieder zu Beamt*innen 
machen, entbrannte auf der LDV eine kon­
troverse Debatte. Der Antrag »Rückkehr 
zur Verbeamtung von Lehrkräften löst 
keine Probleme, sondern schafft neue«, 
eingebracht vom Leiter des Vorstandsbe­
reichs Beamten-, Angestellten- und Tarif­
politik, Udo Mertens, hatte zum Ziel, eine 
eindeutige Position der GEW BERLIN in 
dieser Frage herbeizuführen. Er stand 
dem Antrag »Verbeamtung jetzt!« gegen­
über, für den Andreas Ritter sprach.

Vorab ist festzustellen, dass beide Pro­
tagonisten einen außerordentlich fairen 
und von Verletzungen und Schärfen freien 
Diskussionsstil führten. Das ist man bei 
Landesdelegiertenversammlungen nicht 

Die Landesdelegierten tagten …
Auf der Frühjahrssitzung der Landesdelegiertenversammlung waren zwei Themen beherrschend. Zum 

einen wurde darüber diskutiert, ob Lehrer*innen in Berlin wieder verbeamtet werden sollten. Der 
zweite Schwerpunkt befasste sich mit der Lehrkräftebildung

von Folker Schmidt und Markus Hanisch
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gierten gaben Mertens in dieser Frage 
recht. »Dem Fachkräftemangel können wir 
nur begegnen, wenn der Lehrer*innenbe­
ruf attraktiver wird. Das Land Berlin hat 
es selbst in der Hand, die Bezahlung sei­
ner Angestellten zu verbessern. Es ist 
kein Naturgesetz, dass eine verbeamtete 
Lehrkraft mehr verdient als eine ange­
stellte«, sagte auch die GEW-Vorsitzende, 
Doreen Siebernik.

Spaltung der Beschäftigten schwächt 
gewerkschaftliche Ziele

Mertens wies vor allem auf die neuen Un­
gerechtigkeiten hin, die eine Rückkehr zu 
Verbeamtung schaffen würde. Die Spal­
tung der Beschäftigten an den Schulen 
würde weiter verschärft, argumentierte 
Mertens. Mehr als ein Drittel der Lehr­
kräfte würde nicht verbeamtet werden: 
die älteren und gesundheitlich beein­
trächtigten Kolleg*innen, Lehrkräfte ohne 
volle Lehrbefähigung (LovL), Pädagogi­
sche Unterrichtshilfen, Lehrkräfte für 
Fachpraxis, die Lehrkräfte unterer Klas­
sen (Luks) und natürlich auch Erzie­
her*innen wie Sozialarbeiter*innen blie­
ben außen vor. »Diese Spaltung der Be­
schäftigten im Bildungsbereich wider­
spricht unseren Vorstellungen von ein­

In der auf hohem Niveau geführten Dis­
kussion bestimmte der Aspekt der Solida­
rität viele Beiträge. Durch die Rückkehr zur 
Verbeamtung würden die Sozialversiche­
rungen auf Kosten der Beitragszahler*in­
nen weiter geschwächt, auch das könne 
eine progressive Gewerkschaft nicht wollen. 

Andreas Ritter hielt in seinem Wortbei­
trag dagegen, man habe es bisher auf dem 
tariflichen Weg nicht geschafft, die status­
bedingten Unterschiede zwischen Beam­
ten und Angestellten auszugleichen. Die 
GEW solle ihre Mitglieder unterstützen, 
wenn diese nun über den Weg der Verbe­
amtung »gleiches Geld für gleiche Arbeit« 
erreichen könnten. Ritter hatte der LDV ge­
meinsam mit mehreren anderen Delegier­
ten einen Antrag vorgelegt, in dem die GEW 
den Senat auffordert, allen Lehrkräften, 
für die das unter den rechtlichen Rah­
menbedingungen möglich sei, die Verbe­
amtung anzubieten. Für die im Angestell­
tenverhältnis verbleibenden Lehrkräfte 
solle ein Ausgleich in Bezug auf Steuer­
last, Sozialabgaben, Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall und Alterssicherung ge­
schaffen werden (mehr auf Seite 20).

Zu einer Abstimmung kam es dann erst 
am nächsten Tag. Ein Delegierter hatte 
beantragt, die Beschlussfähigkeit festzu­
stellen, was bedeutet, dass mehr als die 
Hälfte der stimmberechtigten Delegierten 

heitlichen Arbeitsbedingen und einem 
einheitlichen Dienstrecht in multiprofes­
sionellen Teams«, sagte Mertens unter 
großem Applaus der Delegierten (mehr 
zu den Argumenten gegen die Verbeam-
tung in der bbz 05/2019). 

Eine Reihe Redner*innen in der folgen­
den Debatte wiesen darauf hin, dass die 
gewerkschaftlichen Ziele wie die Verbes­
serung der Arbeitsbedingungen und Ein­
kommen im Bildungsbereich, nur gemein­
sam und nur von Tarifbeschäftigten er­
kämpft werden können. Beamt*innen 
haben keine Möglichkeit, für die Höhe 
ihrer Besoldung oder die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen zu streiken. »Die 
Verbeamtung stellt eine große Gruppe 
von Lehrkräften unter ein antiquiertes 
Dienstrecht und nimmt ihnen die Mög­
lichkeiten, auf Arbeitsbedingungen und 
Gehalt Einfluss zu nehmen. Das schwächt 
alle Beschäftigten im Bildungsbereich«, 
hatte auch Tarifexperte Mertens erklärt. 
»Wie sollen wir unsere Schüler*innen zu 
mündigen Bürger*innen erziehen, wenn 
wir selbst unmündige Beamt*innen sind, 
die ihrem Dienstherren zur unbedingten 
Treue verpflichtet sind?«, fragte ein De­
legierter. Die Verbeamtung sei falsch und 
stamme aus dem vorletzten Jahrhundert 
– deswegen müsse sich die GEW dagegen 
entscheiden, fügte er hinzu. 

Ich heiße Birgit Jänicke und nehme als vom Bezirk Fried-
richshain-Kreuzberg gewähltes Mitglied zum vierten Mal 
an einer Sitzung der Landesdelegiertenversammlung teil.
Von der heutigen Tagesordnung interessieren mich be-
sonders die Punkte »Problematiken an Brennpunkt
schulen«, »Möglichkeiten für Arbeitsentlastungen« und 
»Verbeamtung jetzt?«. Meine Meinung zur Atmosphäre: 
Die LDV kann wie fast alle Veranstaltungen der GEW ein 
Wechselbad der Gefühle sein. Manchmal fallen mir per-
sönliche Animositäten auf, die Diskussionen unschön be-
einflussen. Die LDV ist kaum der Raum für die konstrukti-
ve Bearbeitung von kontroversen Standpunkten. Trotz-
dem bin ich oft mit den Ergebnissen meiner 
Gewerkschaft zufrieden.

»
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anwesend sein muss. Dies war zu dem Zeit­
punkt nicht mehr gegeben. Ein großes Prob­
lem, das an den LDV-Nachmittagen mit re­
gelmäßiger Häufigkeit auftritt. Auch am 
folgenden Tag war das Ergebnis dann aber 
eindeutig: 151 Ja-Stimmen zum Antrag von 
Udo Mertens standen 44 Nein-Stimmen 
gegenüber. Eine klare Positionierung der 
GEW BERLIN! Die Abstimmung über den 
Gegenantrag von Andreas Ritter hatte 
sich damit erübrigt.

Renommierte Expert*innen zur 
Lehrkräftebildung vor Ort

Den Anfang des zweiten Tages hatte das 
Schwerpunktthema Lehrkräftebildung ge­
macht. Die Leiter*innen des Vorstandsbe­
reiches Hochschulen und Lehrer*innen­
bildung, Martina Regulin und Alexander 
Reich, führten mit der Vorstellung der an­
wesenden Expert*innen Detlef Pech, Pro­
fessor für Grundschulpädagogik an der 
Humboldt-Universität, Günter Eisen, Wis­
senschaftlicher Mitarbeiter an der Tech­
nischen Universität, und Sabine Achour, 
Professorin für Politikdidaktik und Politi­
sche Bildung an der Freien Universität, in 
das Thema ein. Alle drei Referent*innen 
waren an den Hochschulen in die Umset­
zung des 2014 in Kraft getretenen Lehr­

Lehramtsausbildung in den Mittelpunkt 
ihrer Ausführungen. Durch die aktuellen 
politischen Entwicklungen und die Ein­
flüsse der sozialen Medien seien politische 
Fragestellungen für die Lehrkräfte im 
Schulalltag eine permanente Herausfor­
derung. Politische Bildung müsse während 
der Ausbildung zum Lehramt mehr in 
den Mittelpunkt gestellt werden. Demo­
kratiebildung sei als Querschnittsaufgabe 
in der Schule nicht ausreichend verankert, 
das sei ein Ergebnis einer Lehrkräftebe­
fragung, erläuterte Frau Achour. Es fehle 
für diese wichtigen Themen vor allem 
Ressourcen wie Zeit, aber auch Weiterbil­
dungsangebote. Laut der Expertin könnte 
eine veränderte Bildungsausrichtung nach 
Pisa eine Erklärung dafür sein, da die 
Schulen andere Querschnittsaufgaben 
dadurch in den Fokus genommen hätten.

In der Diskussion mit den Delegierten 
wurde deutlich, dass die unterschiedlichen 
Wege zum Lehramt, aber auch die Betreu­
ung der vielen Studierenden im Praxisse­
mester eine große Herausforderung dar­
stellen. Zumal die betreuenden Lehrkräfte 
nur wenig über den Wissens- und Kompe­
tenzstand der Studierenden informiert 
sind. Auch Beat Seemann vom RefRat (vulg. 
AStA) der Humboldt-Universität, dort als 
studentischer Lehramtskoordinator zustän­
dig für Lehre und Studium, bekam die 

kräftebildungsgesetzes (vgl. dazu bbz Mai 
2019, S. 28-31) eingebunden.

Detlef Pech stellte die wesentlichen Neu­
erungen des Gesetzes vor. Ein Praxisseme­
ster wurde eingeführt, das Grundschul­
lehramt (für die Stufen 1 bis 6) wurde 
installiert und die Sonderpädagogik soll 
in jeder Form der Regelschule verpflich­
tend sein. Pläne, eine erneute Novellie­
rung des Gesetzes noch vor Ablauf des 
ersten Absolvent*innendurchgangs anzu­
streben, bezeichnete er als »Unfug«.

Günter Eisen erläuterte die Zusammen­
arbeit mit der Senatsverwaltung bezogen 
auf die Quereinsteiger*innen im Fach WAT 
(Wirtschaft-Arbeit-Technik) und stellte fest, 
dass die Senatsverwaltung die Strukturen 
an den Hochschulen nicht wirklich kenne. 
Dennoch seien gute Lösungen gefunden 
worden, diese kleinen Studierenden-Kohor­
ten im Fach zu qualifizieren, wodurch alle 
die Prüfungen erfolgreich absolviert hätten. 
Der Studiengang WAT ist der größte Stu­
diengang an der SETUB (School of Educati­
on an der Technischen Universität Berlin). 

Politische Bildung soll in den 
Mittelpunkt

Sabine Achour stellte die dringend not­
wendige politische Bildung für eine gute 

Ich heiße Jan Mallé und nehme als von der Abteilung 
Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit gewähltes Mitglied 

zum siebten Mal an einer Sitzung der Landesdelegierten-
versammlung teil. Von der heutigen Tagesordnung 

interessieren mich besonders bei der Antragsdiskussion 
die Drucksache zum Thema »Gute-Kita-Gesetz«.  

Ich finde, die Atmosphäre bei den LDVen ist größtenteils 
konstruktiv und demokratisch.

»
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Gelegenheit zur Vorstellung seiner Ideen. 
Er sprach sich vor allem für die Notwendig­
keit aus, weiterhin Lehrkräfte von den 
Schulen an die Universitäten abzuordnen, 
da so die Studierenden von Lehrkräften 
aus der Praxis unterrichtet werden.

In der AG Lehrkräftebildung in der GEW 
BERLIN sind in Zusammenarbeit mit Lehr­
amtsstudierenden die beiden Anträge 
»Verbesserung der Studierbarkeit des 
Praxissemesters im Master of Education« 
und »Vergütung des Praxisseminars im 
Master of Education« entstanden. Beide 
Anträge wurden mit deutlicher Mehrheit 
angenommen. Darin fordert die GEW BER­
LIN attraktivere Teilzeitmodelle durch Ver­
längerung des Praxissemesterzeitraums 
an den Schulen bis in das Sommersemes­
ter hinein und die Möglichkeit, das Pra­
xissemester auch im Sommersemester 
absolvieren zu können, damit die Studie­
renden hier flexibler sein können. Des 
Weiteren sprachen sich die Delegierten für 
eine pauschale Vergütung des fünfmona­
tigen Praktikums an der Schule in Höhe 
von 300 Euro monatlich aus. Deutlich wur­
de allen Delegierten, dass uns das Thema 
Lehrkräftebildung weiter in Hochschule 
und Schule begleiten wird.

Was sonst noch passierte

Ein paar weitere Anträge wurden ange­
nommen. Weil ein in diesem Beitrag vor­
gestelltes LDV-Mitglied sich vor allem für 

Der von den Vorsitzenden Doreen Siebernik 
und Tom Erdmann vorgetragene Rechen­
schaftsbericht war wieder einmal erfreu­
lich: Bei der Feier zum 1. Mai war die GEW 
BERLIN gut und sichtbar vertreten. Zwei 
AfD-Mitglieder konnten davon überzeugt 
werden, aus der GEW auszutreten, die GEW 
BERLIN ist durch ihren kontinuierlichen 
Mitgliederzuwachs inzwischen der dritt­
größte Landesverband in Deutschland. 
Die Baustelle Ahornstraße ist weitgehend 
beendet. Die Tarifrunde TV-L ist inzwischen 
positiv abgeschlossen. Frank Rzeppa hat 
den jetzigen Ruheständler Udo Jeschal 
als Geschäftsführer abgelöst und für die 
Hausmeisterin Julia Parraguez wird nach 
38 Jahren eine Nachfolge gesucht.

Dieter Haase und Volker Göbeler stell­
ten die erfreuliche Haushaltsentwicklung 
vor. Der Haushalt wächst nicht nur mit 
seinen Aufgaben, sondern auch mit der 
Mitgliederzahl. Nach einigen Anmerkun­
gen der Revisorin Ilse Schaad wurde der 
Haushalt des Jahres 2018 mit einem Über­
schuss von 270.000 Euro festgestellt. Bei 
einer Sammlung für den Mete-Ekşi-Fonds 
kamen 1.420 Euro zusammen. Die Bezir­
ke und Abteilungen können das erfreuli­
che Ergebnis durch nachfolgende Be­
schlüsse noch erhöhen.�

Alle Beschlüsse können hier nachgelesen werden: 
www.gew-berlin.de/130.php

den Antrag »Gute Kita Gesetz für Quali­
tätsverbesserungen nutzen« interessier­
te: Die GEW BERLIN fordert darin erstens 
mehr Geld für Fachberatung, zweitens 
die Verbesserung des Personalschlüssels 
und stärkere Unterstützung für Querein­
steigende. Der Antrag wurde mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Einige Anträge waren in weiser Voraus­
sicht schon für den Eventualfall der 
Nichtbehandlung an den Vorstand über­
wiesen worden. Warum dies durch ein 
Mitglied durch Feststellung der Beschluss­
unfähigkeit erzwungen wurde, obwohl 
für die drei Drucksachen noch circa ein­
einhalb Stunden zur Verfügung standen 
und die Anträge nicht strittig waren, ist 
den Berichterstattern nicht klar. Warum 
sollen nicht etwa 150 verbliebene Basis­
mitglieder anstelle von jetzt 30 Großkop­
ferten entscheiden?

Wahlen wurden in geringer, qualitativ 
aber wichtigem Umfang durchgeführt: 
Frank Rzeppa ist jetzt im Wahlausschuss, 
Sven Leuschner in der Antragskommissi­
on und Uwe Friese schied aus dem Präsi­
dium aus. Als Vorstandsmitglieder wur­
den mit großen Mehrheiten für den Be­
reich Finanzen das Männerteam Dieter 
Haase und Uwe Friese, für den Bereich 
Beamten- und Angestelltenpolitik Udo 
Mertens und für den Bereich Schule das 
Frauenteam Lydia Puschnerus und Karin 
Petzold gewählt. Diese Wahlen waren er­
forderlich, weil frühere Mitglieder ausge­
schieden waren.

Gleiches Netto für gleiche Arbeit
Die LDV hat sich nach kontroverser Diskussion gegen die Verbeamtung ausgesprochen. Nicht 

zugestimmt hat Andreas Ritter. Für ihn liegt in der Verbeamtung der einzig erkennbare Weg, die 
statusbedingten Nachteile der angestellten Lehrkräfte mittelfristig auszugleichen 

von Andreas Ritter

Folker Schmidt und Markus Hanisch,  
Mitglieder der bbz-Redaktion

Bis 2030 wird der deutschlandweite Be­
darf an Lehrkräften auf bis zu 48.000 

Personen steigen. Der ohnehin schon dra­
matische Wettbewerbsdruck nimmt in den 
kommenden Jahren also weiter zu. Berlin 
hat dabei schlechte Karten, denn alle an­
deren Bundesländer verbeamten ihre Lehr­
kräfte. Zudem verlangt Brandenburg sei­
nen Lehrkräften ein zwar immer noch zu 

weniger als fünf Jahre im Beruf stehen, 
eine Verbeamtung als für sie wichtig ein 
und auch in der Gruppe, die zwischen 5 
und 19 Jahren im Beruf stehen, ist es die 
Mehrheit. Eine angestrebte Verbeamtung 
ist für die Berufswahl einer der entschei­
denden Faktoren.

So wird die Konkurrenzfähigkeit zur 
Macht des Faktischen: Im Sommer wur­

hohes aber zumindest geringeres De­
putat ab als Berlin. In Niedersachsen ist 
es noch einmal etwas weniger. Laut einer 
repräsentativen forsa-Umfrage vom Som­
mer 2018 sind 58 Prozent der Berliner­
*innen für die Verbeamtung von Lehrkräf­
ten. Einer Vodafone-Studie aus dem Jahr 
2012 zufolge schätzen zwei Drittel der in 
Deutschland befragten Lehrkräfte, die 
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den 2.700 neue Lehrkräfte in Berlin ein­
gestellt, davon nur 1.000 voll ausgebil­
det, nahezu alle ohne nennenswerte Be­
rufserfahrung. Vor allem für die Berliner 
Schüler*innen ist es unfair, wenn in jähr­
lich steigender Anzahl Lehrkräfte mit Be­
rufserfahrung in andere Bundesländer 
abwandern – seit 2013 sind es 2.450, im 
letzten Sommer allein 470 voll ausgebil­
dete Lehrkräfte. Die Zahl der Abgänge 
steigt seit Jahren stetig an. Dies ist bei 
den Einstellungen der zurückliegenden 
Jahre nicht verwunderlich, weil sich der 
Vorteil der Vorweggewährung der Erfah­
rungsstufe 5 für Angestellte je nach Aus­
bildung nach 5,5 bzw. 7 Jahren (mit oder 
ohne Quereinstieg) aufhebt. Dann ziehen 
die verbeamteten Lehrkräfte nämlich an 
den für diesen relativ kurzen Zeitraum 
bevorteilten Kolleg*innen im Angestell­
tenstatus vorbei und entfernen sich im­
mer weiter von ihnen.

Trotz der ersten 5,5 beziehungsweise 7 
Jahre bleibt angestellten Lehrkräften stan­
dardisiert hochgerechnet (EG13, verheira­
tet, zwei Kinder, inklusive Private Kranken­
versicherung, Erfahrungsstufe 5 und VBL) in 
40 Dienstjahren eine Netto-Differenz zu 
beamteten Lehrkräften von rund 188.000 
Euro. Dieser Betrag deckt in etwa die Kosten 
für ein heranwachsendes Kind einschließ­
lich Studium. Diese Differenz wird im der­
zeitigem TV-L nur mit der EG15 erreicht. 

Die Schere geht immer weiter 
auseinander

Wenn SPD, Grüne und Linke dabeibleiben, 
Lehrkräfte nicht zu verbeamten, werden 
die angestellten Lehrkräfte mehr; ihr Ein­
fluss steigt durch ihre Masse – so argu­
mentieren die Gegner*innen der Verbe­
amtung. Praktisch ist ihnen dieser Einfluss 
aber genommen worden, indem 2015 der 
Deutsche Beamtenbund den TV EntgO-L 
unterschrieben und die GEW denselben 
2017 »nachgezeichnet« hat. Damit wurde 
unterschrieben, dass die mit A13 besol­
dete Tätigkeit im Falle des Angestellten­
verhältnisses immer mit der EG13 einzu­
gruppieren ist. Der Traum, dass der Senat 
ohne die Tarifgemeinschaft deutscher Län­
der (TdL) einfach die Eingruppierung än­
dern kann, ist somit dauerhaft ausgeträumt. 
Dies wäre der charmanteste Weg bezüg­
lich der Einkommensangleichung gewesen. 
Im Rahmen des TV-L bleibt für eine denk­
bare Angleichung nur §16(5) TV-L, die 
Zahlung von Zulagen, aber auch dieser 
Weg wird von der TdL nachhaltig blockiert. 
Da wegen des Gleichheitsgrundsatzes eine 

ten Wege sie warum für realistisch halten. 
Weder die Parteien, noch die GEW BERLIN 
haben eine repräsentative Umfrage durch­
geführt, was den Berliner Lehrkräften be­
ziehungsweise den Mitgliedern der GEW 
BERLIN wichtig ist. Den Schulen rennt 
aber die Zeit davon! In der aktuellen Situ­
ation darf schlicht nicht mehr das eine 
gegen das andere ausgespielt werden! 
Vielmehr muss nun an allen denkbaren 
Rädern gleichzeitig gedreht werden, um 
die bestmöglichen Lehrkräfte in der Stadt 
zu halten oder zusätzlich in unsere Stadt 
zu bekommen!

Wenn wir eine wesentliche Verbesse­
rung für etwa 10.000 Lehrkräfte schon 
kurzfristig erreichen können und für alle 
weiter hinzukommenden auch, dürfen wir 
ihnen die Tür nicht zuhalten, weil es trotz 
erheblicher Verbesserungen noch Unge­
rechtigkeiten geben wird und erst recht 
nicht, weil wir einfach aus Prinzip dage­
gen sind. 

Wir müssen eingestehen, dass die letz­
ten über sieben Jahre Kampf mit über 20 
Streiktagen keine substanzielle Anglei­
chung von angestellten zu beamteten Lehr­
kräften erreichen konnte und dass bis 
heute auch keine Angleichungen sichtbar 
sind. »Wenn Du merkst, dass das Pferd, 
auf dem Du reitest, tot ist, solltest Du ab­
steigen…«

Bei aufrichtiger Betrachtung der Fakten 
wird deutlich: Gleiches Netto für gleiche 
Arbeit geht NUR über die Rückkehr zur 
Verbeamtung! Daher muss allen Lehrkräf­
ten, die seit 2004 in Berlin nicht verbe­
amtet wurden, nun endlich Gerechtigkeit 
widerfahren. Ihnen muss eine Verbeam­
tung ohne Altersgrenze und weitere Ge­
sundheitsprüfung angeboten werden, 
denn letztlich waren alle unbefristet an­
gestellten Lehrkräfte für ihre Einstellung 
bei Amtsärzt*innen zur Gesundheitsprü­
fung vorstellig. Es darf nicht der Ein­
druck entstehen, dass diejenigen, die 
Berlin über all die Jahre als angestellte 
Leistungsträger*innen die Treue gehalten 
haben, weiterhin leer ausgehen!�

etwaige Stundenreduktion für Angestellte 
auch auf Beamte übertragen werden muss, 
ist auch hierüber keinerlei Angleichung 
erreichbar. Sogar nach Einführung der Er­
fahrungsstufe 6 im TV-L geht die Schere 
zwischen Berliner Beamt*innen und Tarif­
beschäftigten weiter auseinander, weil 
alle Tariferhöhungen auch auf Beamte 
übertragen werden und diese wegen ihrer 
Schlechterstellung im Vergleich zum Bun­
desdurchschnitt zusätzlich angehoben 
werden. 

Diese statusbedingten Unterscheide wer­
den seit 15 Jahren auf den Rücken der an­
gestellten Lehrkräfte ausgetragen. Mit 
welchen konkreten Maßnahmen will die 
GEW BERLIN dies bis wann ausgleichen? 
Warum hält sie diese Maßnahmen vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen der 
letzten 15 Jahre für realistisch? Wie viele 
Jahre soll es noch dauern, bis wir die echte 
Angleichung der beiden Beschäftigungs­
verhältnisse erreichen? Auf diese Fragen 
wünsche ich mir mehr denn je eine Ant­
wort, nachdem die LDV sich gegen die 
Verbeamtung ausgesprochen hat. Ich fin­
de es verklärend, dass in der Diskussion 
die Rede von »neuen« Ungerechtigkeiten 
ist, die bei einer Wiedereinführung der 
Verbeamtung entstünden. Denn die Ver­
beamtung würde doch eine wesentliche 
und seit 15 Jahren andauernde Ungerech­
tigkeit in den Lehrer*innenzimmern wenn 
nicht aufheben, so doch massiv reduzie­
ren.

Die Rechte der angestellten Lehrkräfte 
sind nur eingeschränkt 

Die Unkündbarkeit des Beamten versteckt 
seine Unfreiheit nicht. Aber auch angestell­
te Lehrkräfte genießen nicht die Freiheiten 
anderer Angestellten. Angestellte Lehr­
kräfte sind »Beamte light«. Ihre Eingrup­
pierung, diverse arbeitsrechtliche Bestim­
mungen und ihre Arbeitszeit orientierten 
sich am Beamtenrecht. Wenn man aber die 
Vorteile der Angestellten nicht hat und 
die Vorteile des Beamtenstatus‘ ebenso 
vorenthalten bleiben, dann bleiben nur 
die Nachteile. Ich finde: Wenn angestellt, 
dann richtig und gerecht! Das ist offen­
sichtlich auf absehbare Zeit ausgeschlos­
sen. Dann lieber beamtet, denn dieser 
Weg scheint möglich.

Während Grüne, Linke, Teile der Jusos 
und der Berliner GEW-Vorsitzende beto­
nen, dass Zulagen und die Verbesserun­
gen der Arbeitsbedingungen viel wichti­
ger wären als die Verbeamtung, bleiben 
sie die Antwort schuldig, welche konkre­

Andreas Ritter, Lehrkraft 
am Lessing-Gymnasium
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nischen Lesung machten Studierende die 
Absurdität der Behördenvorwürfe gegen­
über Lehramtsbewerber*innen hör- und 
sichtbar, indem sie aus Gedächtnisproto­
kollen von Verhören lasen. Mit den Spiel­

Zu den Berufsverboten fand an der 
Freien Universität (FU) eine von der 

AG Berufsverbote initiierte und gut be­
suchte Veranstaltung der Hochschulgrup­
pe der GEW BERLIN und des FU-Asta statt. 
Eingangs hielt der GEW-Vorsitzende Tom 
Erdmann eine schwungvolle Begrüßungs­
rede, in der er den aktuellen Bezug zu 
den dreisten Schnüffel-Aktivitäten der 
AfD herstellte. In der anschließenden Prä­
sentation beschrieb Ewald Leppin den 
historischen Kontext der Ausstellung und 
betonte die bisher noch ausstehende Auf­
arbeitung durch die politisch Verantwort­
lichen. Die Besonderheiten der Berufsver­
botepraxis in Berlin (West) und an der FU, 
wie zum Beispiel die »Notgemeinschaft 
für eine Freie Universität«, stellten Lore 
Nareyek und Eva Besler dar. In einer sze­

szenen wurde sehr eindrucksvoll darge­
stellt, wie peinlich und in die Privatsphäre 
eindringend die Befragungen durch Ober­
schulräte durchgeführt und mitprotokol­
liert wurden. Die jungen Anwesenden 
waren erstaunt, mit welcher Verunsiche­
rungs- und Verfolgungstaktik gegen kriti­
sche Geister in der BRD und West-Berlin in 
den 1970er Jahren vorgegangen wurde.

In seinem Vortrag arbeitete der Staats- 
und Verwaltungsrechtler Martin Kutscha 
heraus, dass die zehntausendfache An­
wendung des »Radikalenerlasses« durch 
die Behörden einen massiven Verstoß ge­
gen die im Grundgesetz dargelegte frei­
heitlich demokratische Grundordnung 
darstellte. Dominik Rigoll ging anschlie­
ßend auf die Rolle des Staatsschutzes 
und die Bedingungen für die Berufsver­

Absurde Vorwürfe
Eine Veranstaltung zur Ausstellung »Vergessene« Geschichte – Berufsverbote und politische 

Disziplinierung verdeutlicht die Brisanz der Berufsverbote noch bis heute

von Ewald Leppin

»In einer szenischen 
Lesung wurde eindrucks-
voll dargestellt, wie pein-
lich die Befragungen durch 
Oberschulräte durchge-
führt und mitprotokolliert 
wurden.«
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Handhabung des Radikalenerlasses re­
agiert wurde: Das Spektrum reichte von 
breiter Solidarität bis hin zu Einschüch­
terung und Spitzelwesen. 

Am Ende der Veranstaltung an der FU 
gab es Konsens darüber, dass es gerade 
in Berlin noch viel zu tun gibt. Die Forde­
rungen der Betroffenen nach Aufarbei­
tung, Rehabilitierung und Wiedergutma­
chung sind unerfüllt. Wie schon auf der 
Veranstaltung in der GEW wurde auch an 
der FU der Vorschlag konkretisiert, Schüler­
*innen durch das Auftreten von Zeitzeug­
*innen die Aktualität des Themas zu ver­
mitteln. Betroffene selbst sind nicht mehr 
an den Schulen und die derzeitigen Lehr­
kräfte über das Thema oft nur oberflächig 
informiert. Projekte zur Zeitzeug*innen-
Befragung können eine gute Lösung sein.

Um auch die FU auf Trab zu bringen, 
setzt der Asta im laufenden Semester ei­
ne Veranstaltungsreihe zur kritischen 
Aufarbeitung der FU-Geschichte fort. Den 
Auftakt dafür bildete unsere in Koopera­
tion entstandene Veranstaltung.�

bote und ihre Abschaffung ein. Er beton­
te dabei verschiedene Aspekte für die 
letztendliche Beseitigung in den 80er 
Jahren, besonders den breiten Wider­
stand gegen die Berufsverbotspraxis. In 
der nachfolgenden Diskussion wurde deut­
lich, wie wichtig diese Widerstandsbewe­
gung war. 

Mobilisierung der Öffentlichkeit ist 
unerlässlich

Besonders anschaulich wurde es am Fall 
Hans Apel geschildert, für den in der 
Deutschlandhalle eine Solidaritätsveran­
staltung mit 10.000 Protestierenden or­
ganisiert wurde. Jutta Rübke, niedersäch­
sische Landesbeauftragte für die Aufarbei­
tung, sowie Jutta Martens-Hinzelin, Zeit­
zeugin aus Hamburg, erläuterten, wie sie 
in ihren Bundesländern die demokrati­
sche Öffentlichkeit und die Parlamente 
mobilisiert haben. Dies sei dringend nötig 
um die Aufarbeitung der »vergessenen« 
Geschichte der Berufsverbote staatlich zu 
gewährleisten und ein Bedauern über ge­
schehenes Unrecht auszusprechen. 

Bereits während einer ähnlichen Veran­
staltung im GEW-Haus am 20. März hatte 
die Diskussion gezeigt, wie unterschied­
lich damals in den Kollegien auf die 

Ewald Leppin, 
AG Berufsverbote  
der GEW BERLIN

NACHGEFRAGT

bei Fabian Klasse
Fabian arbeitet in der Gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit. Erreichbar ist er per E-Mail 
über fabian.klasse@gew-berlin.de oder 
Tel. 030-21 99 93 60.

Warum arbeitest du bei der GEW BERLIN?
Weil ich Glück hatte. Ich habe hier im 
Studium angefangen und bin so ein 
bisschen »hängen geblieben«…

Was machst du bei der GEW BERLIN?
Ich organisiere zusammen mit meiner 
Kollegin die Bildungsarbeit der GEW 
BERLIN – das sind um die 200 Veranstal­
tungen im Jahr mit etwa 4.000 Anmel­
dungen: Von Schulungen über Veran­
staltungen zur politischen Bildung bis 
hin zu fachlicher Fortbildung.

Was war dein größter gewerkschaftli-
cher Erfolg?
Unser größter Erfolg war sicherlich der 
Ausbau des Bildungsprogramms mit 
der Konzentration auf unsere Mitglie­
der und ihre Professionen, das war und 
ist toll und ich freue mich, dass ich da­
bei war. Und uns fällt immer noch was 
Neues ein, mal sehen was noch kommt!

Was macht dir bei deiner Arbeit am 
meisten Spaß?
Erfolgserlebnisse – gute Veranstaltun­
gen, zufriedene Mitglieder, positive 
Rückmeldungen – bekommen wir zum 
Glück ziemlich oft. Danke!

Was hast du vor deiner Zeit bei der GEW 
gemacht?
Studiert und mich an der Hochschulpo­
litik der TU beteiligt.

Was machst du privat nach Feierabend?
Lesen, Familie, Hobby-Müllerei.

Mit welchem persönlichen Gegenstand 
hast du dein Arbeitszimmer ausge-
schmückt?
Eine Zeichnung einer Galerie-Holländer­
windmühle von 1878.

Julia liebt die Sonnentage in Berlin, sie er­
innern sie an ihre chilenische Heimat, die 
sie Anfang der achtziger Jahre nicht aus 
freien Stücken verlassen musste. Am 12. 
Juni 1981, Boris Fahlbusch war zu dieser 
Zeit frisch gewählter Vorsitzender, wurde 
sie eingestellt. Seit dieser Zeit kümmerte 
sich Julia um die Reinigung, die Versor­
gung der Veranstaltungen mit Kaffee und 
Snacks und als Herrin der Schlüssel dar­
um, dass die Geschäftsstelle sicher auf- 

und abgeschlossen wurde. Ihre Arbeitszeit war morgens und am späten Nachmittag, so dass 
viele Mitglieder ihr Wirken, die Voraussetzung für viele Veranstaltungen, nicht sahen. Wir 
bedanken uns bei Julia und werden ihre gute Laune und ihr Lächeln vermissen. Wir wün­
schen ihr viel Spaß und Freude mit den Enkel*innen im neuen Lebensabschnitt und viel 
Sonne und warme Tage.� Dieter Haase

Adiós, querida Julia –  
¡Que te vaya muy bien!

Julia Parraguez-Peres, Hausmeisterin der GEW BERLIN 
geht nach 38 Jahren in Rente

FO
TO

: G
EW

 / 
PR

IV
AT



24 BERUFLICHE BILDUNG  � bbz | JUNI 2019

Beim Übergang von einer Bildungsein­
richtung in die andere werden die 

Weichen für eine erfolgreiche Bildungs­
biographie gestellt. Spannend ist die Fra­
ge nach der »Gleichwertigkeit« der ver­
schiedenen Übergänge. Dem Abschluss 
der 10. Klasse kommt eine besondere 
Bedeutung zu, da sich hier zum ersten 
Mal die gesellschaftliche Spaltung in po­
tentielle Akademiker*innen – mit Pers­
pektive in der Gymnasialen Oberstufe 
und im Studium – und abgehängte »Lo­
ser*innen« – die eine Ausbildung machen 
»müssen« –zeigt. Das ist zumindest die 
Sichtweise eines zu großen Teils der Be­
völkerung, insbesondere vieler Eltern. 
Wer es nicht auf das Gymnasium schafft, 
oder wenigstens in die Gymnasiale Ober­

selbst eine andere Art der Qualifikation 
erfahren haben. Schon der Gegensatz Abi­
tur versus Ausbildung zeigt das Problem: 
Das Abitur beendet ja nicht die Qualifi­
zierungsphase zur Beruflichkeit, sondern 
ist lediglich die Eingangsvoraussetzung 
für ein Studium. Die Belastbarkeit dieser 
Qualifikation wird inzwischen durchaus 
unterschiedlich gesehen. Abbruchquoten 
im Studium und Einschätzungen vieler 
Unis zeichnen ein düsteres Bild. Demge­
genüber steht die Forderung »der Wirt­
schaft« nach praktisch qualifizierten 
(Fach-) Arbeitskräften, die die Hochschu­
len nicht liefern können, die Betriebe 
aber selbst auch nicht ausbilden wollen 
und erst recht oft nicht attraktiv entloh­
nen wollen.

stufe einer Integrierten Sekundarschule, 
hat die Chance zum Aufstieg verpasst und 
steht mit einem Bein bereits im Prekariat. 
Aber stimmt diese Sichtweise überhaupt? 
Die so oft postulierte und im Europäi­
schen Qualifikationsrahmen für lebens­
langes Lernen auch angelegte Gleichwer­
tigkeit von Beruflicher und Akademischer 
Bildung wird hier von den Protagonist*in­
nen nicht anerkannt.

Ausbildung, Arbeit, Abi – es gibt 
verschiedene Wege 

Nach wie vor gilt das Abitur als erstre­
benswertes Ziel insbesondere vieler Eltern 
und gerade auch derjenigen Familien, die 

Ein Plädoyer für die Berufliche Bildung
Bei der Frage »Ausbildung oder Abitur?« entscheiden sich viele immer noch blind  

für Letzteres. Dabei sind falsche Entscheidungen für alle Betroffenen unerfreulich. Mehr Aufklärung 
über berufliche Wege ist dringend geboten

von Ronald Rahmig
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Schulsozialarbeit an Berufsbildenden 
Schulen gibt es in Berlin in größerem 

Umfang seit 1984. Damals waren Sozial­
arbeiter*innen vor allem an einigen ge­
werblich-technischen Oberstufenzentren 
(OSZ) und an kleinen Berufsbildenden 
Schulen tätig. Die Zuständigkeit bezog 
sich ausschließlich auf den Berufsbefähi­
genden Lehrgang im 10. Schuljahr (BB10). 

Es gab 22 Stellen bei der Abteilung Bil­
dung in den Bezirksämtern. Einige Jahre 
später wechselte die Anstellung zum Se­

dass einige Kolleg*innen nun zwei Schu­
len betreuten mussten. 

Einige Jahre später verschwand der BB10-
Lehrgang von der Bildungs-Bildfläche. Im 
Jahr 2005 erarbeiteten wir daraufhin mit 
der Schulaufsicht ein Fachkonzept, das die 
Erweiterung unserer Aufgaben und Zu­
ständigkeiten für andere Bildungsgänge 
und Problemlagen zum Inhalt hatte. Es 
wurden dadurch mehr Berufsbildende 
Schulen betreut. Gleichzeitig stieg die An­
zahl der zu betreuenden Schüler*innen 

nat von Berlin. Im Jahr 1993 wurden wir 
in eine höhere Gehaltsgruppe eingrup­
piert (aktuell TV-L E11). Der Senat er­
kannte einerseits die besondere, heraus­
gehobene Schwierigkeit und ihre Bedeu­
tung in unserer Arbeit an, zeitgleich fand 
eine Kürzung auf 16 Stellen statt.

Anfang der 2000er Jahre wurden außer­
dem die Stellenanteile der Sozialarbeiter­
*innen an einigen OSZ verringert und an 
andere OSZ vergeben, die bis zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Stelle hatten, so 

Niemandem darf der Weg zur höchsten 
Qualifizierungsstufe vorenthalten werden, 
die Frage ist nur, welcher Zeitpunkt für 
diese Qualifizierung der Beste ist. Muss 
es wirklich im Rahmen der Allgemeinbil­
denden Schule das Abitur sein, oder ist 
ein Weg über Ausbildung, Arbeit und den 
zweiten Bildungsweg zum Abitur nicht 
womöglich für etliche Schüler*innen bes­
ser? Die Folgen von Fehlentscheidungen 
bei der Bildungswahl und der daraus fol­
genden Fehlallokation sind für alle Be­
troffenen unerfreulich. Noch kann man in 
der Bundesrepublik auch als Arbeiter*in, 
Angestellte*r, Betriebswirt*in oder Tech­
niker*in eine Familie ernähren und ein 
erfülltes Leben führen. Gesellschaftlich 
gilt es eher für diesen Bereich die Pers­
pektiven zu erhalten und zu verbessern.

Zu viele schlecht informierte 
Schüler*innen

Notwendig für eine belastbare Berufswah­
lentscheidung ist zunächst, dass den be­
teiligten Schüler*innen und Eltern die 
volle Breite der Möglichkeiten und Quali­
fizierungswege bekannt ist. Der zweite 
Aspekt, nämlich die Attraktivität des an­
gestrebten Berufs im Hinblick auf Ar­
beitsbedingungen, Einkommen und Ent­
wicklungsmöglichkeiten liegt in der Hand 
der Betriebe. Hier scheint jedoch der Markt 

zung der Unterrichtsfächer, ihren Stun­
denanteilen und den Curricula zeigt. Mit 
dieser Grunddisposition wird der »Über­
gang« nach Klasse 10 in Ausbildung zum 
»Abgang« und damit zweitklassig und die 
eigentlich postulierte Gleichwertigkeit ad 
absurdum geführt.

Für die Sekundarstufe I bedeutet das, 
dass die Aufklärung über die möglichen 
Bildungswege inklusive der Perspektiven 
im Rahmen der Weiterbildung und des 
zweiten Bildungsweges als gleichwertige 
Qualifizierung einen höheren Stellenwert 
erhalten und zusammen mit der Beratung 
der Schüler*innen und auch der Eltern 
von allen unterrichtenden Lehrkräften als 
Kernaufgabe akzeptiert werden muss. 
Erst dann können Übergänge wirklich er­
folgreich gestaltet werden.�

Die Integrierende Berufsausbildungsvorbereitung (IBA) 
hat in erster Linie das Ziel, Schüler*innen beruflich zu 
orientieren und ihnen (gegebenenfalls auch ohne Ab-
schluss) zu einer Ausbildung zu verhelfen. Sie richtet 
sich an Schüler*innen, die nach zehn Jahren Schulbe-
such höchstens den Mittleren Schulabschluss (MSA) 
erreicht haben sowie an Geflüchtete mit einem B1 
Sprachniveau.

langsam einen positiven Einfluss zu ent­
wickeln. Aus der Not des Fachkräfteman­
gels heraus steigt die Vergütung sowohl in 
der Ausbildung als auch im Beruf zumin­
dest in den Mangelberufen langsam an. 

Der wirksamste und damit wichtigste 
Bereich, die Berufs-und Studienorientie­
rung in der Sekundarstufe I, ist aber lei­
der auch nach vier Jahren noch nicht er­
folgreich. Die Zahl der offensichtlich völ­
lig unzureichend informierten Schüler­
*innen ist nach wie vor viel zu hoch. 

Obwohl mit der Verankerung der Integ­
rierenden Berufsausbildungsvorbereitung 
(IBA) als Regelbildungsgang im Schulge­
setz eine jahrelang erhobene Forderung 
der Berufsbildenden Schulen erfüllt wur­
de, soll niemand glauben, dass die Prob­
leme des Übergangs aus Schule in Beruf­
lichkeit damit gelöst wären. 

Gerade in diesem Bereich betrifft es an 
etlichen Oberstufenzentren mehr als die 
Hälfte der Bewerber*innen, die an einer 
für sie falschen Schule gelandet sind, de­
ren Übergang also nicht gut geklappt hat. 
Auch die Zahl der Ausbildungsabbrüche 
ist hier ein Indiz. Möglicherweise, weil 
die Berufs-und Studienorientierung zu oft 
an spezielle Teams in den Oberschulen 
»outgesourced« wird und die generelle 
Ausrichtung der Sekundarstufe I nach wie 
vor den Übergang in die Gymnasiale Ober­
stufe präferiert, was sich nicht zuletzt 
auch immer noch an der Zusammenset­

Durch mehr Kontrolle wächst noch nicht die Qualität 
Seit 35 Jahren arbeiten Schulsozialarbeiter*innen in den berufsbildenden  

Schulen Berlins. Mit dem Anteil freier Träger stieg auch das Dokumentations- und  
Berichtswesen

von Dirk Sünderhauf

Ronald Rahmig, Schulleiter 
des Oberstufenzentrums 

Kraftfahrzeugtechnik
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turen unterliegen. So lehnen wir zum 
Beispiel Zielvereinbarungen ab, mit de­
nen Ziele für die Sozialarbeit ein Jahr im 
Vorfeld bestimmt werden müssen und 
die am Ende des Jahres begutachtet wer­
den. Die Kolleg*innen bei freien Trägern 
müssen dies tun und über die Erfüllung 
ihrer Ziele berichten. Sie werden jährlich 
von Schulleitung, Trägerleitung, Schulauf­
sicht, und dem SPI begutachtet. Sozialar­
beit lässt sich nicht ein Jahr vorher 
durchplanen und muss auch nicht jedes 
Jahr neu erfunden werden.

Bessere Bedingungen für mehr Leute 

Meiner Ansicht nach lässt sich die Quali­
tät der Sozialarbeit nicht durch finanzka­
pitalistische Instrumente wie Zielverein­
barungen, jährliche Kooperationsgesprä­
che und umfangreiche Berichte und Sta­
tistiken der eigenen Arbeit sinnvoll abbil­
den und verbessern. Die Persönlichkeit 
einer Person, die Art ihrer Ausbildung, die 
Rahmenbedingungen des Arbeitsplatzes, 
die wertschätzende Einstellung der Leitung 
zur Sozialarbeit bei angemessener Bezah­
lung und realistischem Fallschlüssel sind 
die Voraussetzungen einer guten Arbeits­
qualität und zufriedenen Beschäftigten.

Die versprochenen neuen Stellen sind 
tatsächlich gekommen und damit die 
Ausweitung der Berufsschulsozialarbeit 
auf mehr Berufsbildende Schulen. Aller­
dings nicht in Senatsanstellung, sondern 
durch freie Träger. 

Im Jahr 2017 beantragte die Schulauf­
sicht dann doch acht neue Stellen für 
beim Senat angestellte Sozialarbeiter*in­
nen. Endlich kam die Einsicht der Anfän­
ge zurück, mehr eigene Leute unter bes­
seren Bedingungen einzustellen. Nur ka­
men diese Stellen im Haushalt niemals an 
und schon gar nicht als Personen in die 
Schulen. Was nicht ist, kann ja noch wer­
den, dachte sich wohl die Schulaufsicht 
und hat für den nächsten Haushalt nun 
sogar zehn neue Stellen beantragt. Soll­
ten diese Stellen tatsächlich den Weg in 
die Schulen finden, wären es insgesamt 
26 Stellen. So viele gab es noch nie unter 
einer Senatsregie. Es wäre ein Anfang in 
die richtige Richtung.�  

stetig an. Die Intensität der Betreuung 
musste aber zwangsläufig darunter lei­
den. Die Arbeitsbelastung erhöhte sich. 

Weniger Geld bei freien Trägern

In den nachfolgenden Jahren kamen durch 
das Programm Jugendsozialarbeit an Ber­
liner Schulen auch immer mehr Sozialar­
beiter*innen, die bei freien Trägern be­
schäftigt waren, an die Berufsbildenden 
Schulen. Das ist preisgünstiger, denn die 
Kolleg*innen erhalten die Vergütungsgrup­
pe E 9. Darüber hinaus ist es auch flexib­
ler, denn es stehen mehrere freie Träger 
für die Zusammenarbeit zur Auswahl. 

Die bei freien Trägern beschäftigten 
Sozialarbeiter*innen sind einem strengen 
Kontrollsystem unterworfen, geprägt durch 
ein umfangreiches Dokumentations- und 
Berichtswesen mit jährlichen Kooperations­
gesprächen zwischen Schulleitung und 
der Trägerleitung. Die Senatsangestellten 
mussten das bis 2014 überhaupt nicht. 
Und auch seitdem gelten für sie andere, 
weniger umfängliche Berichts- und Doku­
mentationsstrukturen. Diese erfassen ledig­
lich den Bestand von Beratungen, Bera­
tungsanlässen und Themen in den ver­
schiedenen Bildungsgängen.

Das umfängliche Berichtssystem bei frei­
en Trägern dient letztlich als Rechtfertigung 
und Begründung dafür, dass sie gebraucht 
werden und weiter Geld dafür im Haus­
halt bereitgestellt werden muss. Frei nach 
dem Motto: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist 

besser. Das Ganze nennt sich dann Eva­
luation und Qualitätsverbesserung. 

Solche Kontrollen, pardon: Qualitäts­
verbesserungen, führt der Senat nicht al­
leine durch, sondern beauftragt dafür die 
Stiftung Sozialpädagogisches Institut Ber­
lin (SPI). Dieser Träger gehört zum Landes­
verband der Arbeiterwohlfahrt. Mit einer 
dort angesiedelten Koordinierungsstelle 
für alle Berufssozialarbeiter*innen der frei­
en Träger fungiert sie als eine Art Dach­
verband, der die jährlichen Berichte und 
Dokumentationen bekommt, auswertet, 
reflektiert, evaluiert.

Für alle Sozialarbeiter*innen, beim Senat 
und bei freien Trägern, wurde ein gemein­
sames Dachkonzept erarbeitet. Wenn es 
schon unterschiedliche Anstellungsformen 
und Eingruppierungsbedingungen gibt, 
dann doch wenigstens ein gemeinsames 
Handlungskonzept. Das Dokumentations- 
und Berichtswesen, dem einige der Kolleg­
*innen schon länger unterworfen waren 
und in dem sie sich selbst und ihre Tätig­
keiten darstellen und evaluieren, sollte 
im Zuge dieser Angleichung nun auch auf 
die beim Senat beschäftigten Schulsozi­
alarbeiter*innen übertragen werden. 

Die Schulaufsicht machte uns die Hoff­
nung, auf diesem Wege mehr Sozialarbei­
ter*innenstellen bewilligt zu bekommen. 
Wir willigten schließlich ein, wenn auch 
mit großen Bedenken. Wir verfassen unse­
re Berichte aber nach wie vor nicht in dem 
Umfang wie die Kolleg*innen bei den 
freien Trägern, weil wir nicht dem Ab­
rechnungssystem dieser Programmstruk­

Dirk Sünderhauf,  
Schulsozialarbeiter an der 

Max-Bill-Schule
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Nun sind die »Freien Dozent*innen Ber­
lin«, eine Gruppe von in Integrations­

kursen tätigen Dozent*innen, wieder ak­
tiv geworden. Unter Federführung der 
CDU/CSU und der Stimmungsmache durch 
rechtspopulistische Gruppen wurden und 
werden die politischen Entscheidungen 
des Bundesamts für Migration und Flücht­
linge (BAMF) nach rechts gezogen. Der 
Druck auf die Teilnehmenden der Integ­
rationskurse wächst, der Widerstand aber 
auch. Im Dezember 2018 haben die Frei­
en Dozent*innen einen Brief an das BAMF 
geschickt, der von 30 weiteren Gruppen 
und Initiativen sowie über 100 Einzelper­
sonen mitunterzeichnet wurde. Unter dem 
Titel »Förderung statt Zwang in Integra­
tionskursen« wiesen sie auf die Auswir­
kungen der neuesten Bestimmungen des 
BAMF hin. 

Zwang, Kontrollen und  
Stress vermeiden

Die zum Integrationskurs verpflichteten 
Teilnehmenden müssen vom Träger, dem 
Jobcenter und der Ausländerbehörde ge­
meldet werden, wenn sie mehr als 20 Pro­
zent der Unterrichtsstunden in einem Kurs­
abschnitt oder ab drei Tagen am Stück 
entschuldigt oder unentschuldigt fehlen. 
Zwar setzen Sanktionen nur beim unent­
schuldigten Fehlen ein, aber dieses Kon­
trollsystem hat Auswirkungen auf den 
Alltag der Kurse. Die tägliche Mitteilung 
der Teilnahme jeder Person in jedem Kurs 
bedeutet für die Lehrenden und die Träger 
eine zusätzliche Arbeitsbelastung. Für die 
Teilnehmenden entsteht durch so ein Kon­
trollsystem ein Klima des Generalverdachts. 

Darüber heben die »Freien Dozent*innen 
Berlin« in ihrem Brief hervor, dass die Be­
stimmungen des BAMF die freie Wahl des 
Bildungsträgers durch die Teilnehmenden 
sowie den Wechsel zu einem anderen Trä­
ger stark einschränken. Es ist nicht zu 

schiedlichen Aspekten der BAMF-Praxis 
widersetzen, wie beispielsweise der völlig 
unzureichenden Familienzusammenfüh­
rung oder der Abschiebung in Krisengebie­
te. Zur Kundgebung gibt es einen Dachauf­
ruf, in dessen Rahmen interessierte Grup­
pen dazu eingeladen werden, sich mit 
eigenen Stellungnahmen und Aufrufen an 
der Kundgebung zu beteiligen.�

verstehen, wie diese Einschränkung zu 
mehr Erfolg in der Sprachausbildung und 
Integration führen kann, wie es das BAMF 
behauptet. »Freie Dozent*innen Berlin« 
betont, dass die Bestimmungen des BAMF 
das, für den Lernerfolg notwendige, Ver­
trauensverhältnis zwischen Teilnehmenden 
und Dozent*innen belasten. Zudem miss­
achten sie die Lebensrealitäten der Teilneh­
menden: Sie berücksichtigen nicht, dass 
diese regelmäßige Behördentermine zu ab­
solvieren haben, einige auf Wohnungssuche 
sind, andere auf engstem Raum in Heimen 
leben, oft Traumata und chronische Krank­
heiten haben, Ärzt*innen aufsuchen müs­
sen. Für diejenigen, die Kinder haben, 
kommen Termine in der Schule und bei 
Kinderärzt*innen hinzu.

Neugier, Motivation und  
Vertrauen schaffen 

Für die freien Dozent*innen ist es wichtig, 
dass die Neugier, mit der die Teilnehmen­
den zu den Kursen kommen, erhalten 
bleibt, sodass ihnen ein positiver Zugang 
zur deutschen Sprache ermöglicht wird. 
Zwang versperrt aber diesen Zugang, allen 
unseren Erfahrungen nach. Neben Motiva­
tion und Vertrauen brauchen die Teilneh­
menden ausreichend Zeit zum Lernen. 
»Freie Dozent*innen Berlin« fordert daher, 
dass die Kursdauer, -größe und -stabilität 
dringend den spezifischen Lern- und Le­
benssituationen der Teilnehmenden, auch 
der älteren und lernungewohnten, ange­
passt wird. 

»Freie Dozent*innen Berlin« ruft daher 
am 20. Juni 2019, dem internationalen 
Weltflüchtlingstag, zu einer Kundgebung 
vor dem Bundesministerium des Inneren 
in Berlin, Alt-Moabit 140, auf. Eingeladen 
werden nicht nur Organisationen der Do­
zent*innen, sondern auch Gruppen und 
Initiativen, die sich mit Flucht und Migra­
tion beschäftigen und sich den unter­

Linda Guzzetti,  
Mitglied der GEW BERLIN

Geflüchtete brauchen Unterstützung  
und keine Schikane 

Nachdem sie eine bessere Vergütung für die Dozent*innen der Integrationskurse  
erreicht haben, kämpfen die »Freien Dozent*innen« nun für die Kursteilnehmenden. Für den  

20. Juni rufen sie daher zu einer Demonstration auf

von Linda Guzzetti
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Nach über einem Monat sind die Beset­
zer*innen des Instituts für Sozialwis­

senschaften der Humboldt-Universität (HU) 
zu Berlin am Ende ihrer Kräfte. In dem letz­
ten besetzten Raum haben sie sich gerade­
zu verbarrikadiert, Strom und Internet 
wurden ihnen abgestellt, und die Zahl 
ihrer aktiven Unterstützer*innen ist auf 
eine überschaubare Zahl zusammenge­
schrumpft. Als der Universitätsleitung die 
Information zugespielt wird, dass nachts 
niemand mehr in dem Raum übernachtet, 
der von den Besetzer*innen »Institut für 
angewandte Demokratieforschung« getauft 
wurde, lässt sie sofort räumen, die Beset­
zung ist beendet. Kurz darauf erhebt die 
Universitätsleitung Strafanzeige, wohlwis­
send, dass das den Rechtsstreit gegen die 
eigenen Studierenden und eine weitere 
Eskalation des Konflikts bedeuten wird.

Vier Wochen zuvor, im Januar 2017, gab 
Sabine Kunst, die Präsidentin der HU, be­
kannt, dass dem Stadtsoziologen Andrej 
Holm gekündigt worden ist. Dieser hatte 
durch eine zweifelhafte Affäre kurz zu­
vor bereits seinen Posten als Bau-Staats­

geführter Arbeitskampf, getragen vor al­
lem von der GEW und ver.di. Als einer der 
größten Bremsklötze bei den Verhandlun­
gen erwiesen sich dabei die Verhand­
lungsführer*innen der Humboldt Univer­
sität. Nachdem auch nach zwei eintägi­
gen Warnstreiks kein annehmbares Ange­
bot auf dem Tisch lag, setzten die studen­
tisch Beschäftigen für insgesamt vier 
Wochen ihre Arbeit aus. In dieser Zeit 
konnte die HU-Präsidentin Kunst kaum 
einen offiziellen Termin wahrnehmen, 
ohne von zwei Dutzend Studierenden mit 
Transparenten und Megafon zur Rede ge­
stellt zu werden. Als die Universitäten 
schließlich ein neues Angebot vorlegten, 
stimmte zwar eine Mehrheit der Studie­
renden für dessen Annahme, die Enttäu­
schung und Wut über die Verstocktheit 
ihrer Arbeitgeber*innen war aber groß. Es 
folgte, was viele als Retourkutsche des 
HU-Präsidiums gegen ihre streikenden 
Studierenden interpretierten. 

Im Sommer 2018 gab das Berliner Ver­
waltungsgericht der Klage einer IT-Ange­
stellten an der HU statt, deren Stelle bis 

sekretär der damals gerade konstituierten 
rot-rot-grünen Koalition verloren. Einige 
Studierende vermuteten jedoch vor allem 
politische Motive hinter der Entlassung 
und wollten nicht zulassen, dass ihr Do­
zent so einfach abgesägt wird. Es folgte 
die wochenlange Besetzung des Instituts 
für Sozialwissenschaften (ISW), an deren 
Ende zwar die Wiedereinstellung Holms 
stand, das Vertrauen zwischen dem HU-
Präsidium und den Studierendenvertre­
ter*innen, die sich mehrheitlich hinter 
die Besetzer*innen gestellt hatten, aber 
zerstört war. Ein Vertrauensverhältnis 
sollte sich auch in den folgenden zwei 
Jahren nicht wieder einstellen, im Gegen­
teil. Ein Konflikt wird auf den anderen 
folgen und die Humboldt Universität kei­
ne Ruhe mehr finden.

Retourkutsche gegen die streikenden 
Studierenden

Ende 2017 begann für die studentischen 
Beschäftigten in Berlin ein äußerst hart 

HUMBOLDT-UNI GEGEN STUDIS
An der Humboldt Universität ist das Verhältnis zwischen Präsidium und  

Studierendenvertreter*innen zerrüttet. Eine chronique scandaleuse

von Joshua Schultheis
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dato unter den studentischen Tarifvertrag 
gefallen war, obwohl studentische Hilfs­
kräfte nur unterstützend in Forschung 
und Lehre eingesetzt werden dürfen. Die 
Klägerin hätte also in einen anderen Ta­
rifvertrag eingeordnet werden und damit 
auch mehr Geld verdienen müssen. Da 
diese Schummelei weit verbreiteter Usus 
an der HU ist, sahen sich deren Vertreter­
*innen nun mit der Aussicht konfrontiert, 
hunderten ihrer studentischen Beschäf­
tigten mehr Geld zahlen zu müssen. An­
statt die betroffenen Verträge sofort auf 
eine rechtlich einwandfreie Grundlage zu 
stellen, beschloss man, diese auslaufen 
zu lassen und die wichtigsten Stellen vo­
rübergehend mit Leiharbeiter*innen zu 
besetzen. Die Folge war, dass zahlreiche 
Studierende plötzlich ein unerwartetes 
Ende ihres Arbeitsverhältnisses zu erwar­
ten hatten und dass das Beratungsange­
bot und die Öffnungszeiten der Bibliothe­
ken monatelang eingeschränkt waren. 
Diesen Weg hatte das Präsidium der HU 
gegen den ausdrücklichen Willen des Per­
sonalrats und der Landesregierung einge­
schlagen. 

Im Januar 2018 stellte die AfD-Fraktion 
im Abgeordnetenhaus eine pikante Anfra­
ge an den Senat. Die Partei, die dafür be­
kannt ist, linksaktivistische Organisatio­
nen und Strukturen mit parlamentari­
schen Mitteln in Bedrängnis zu bringen, 
verlangte die Herausgabe der Namen aller 
Referent*innen der Berliner ASten (Allge­
meiner Studierendenausschuss) der letz­
ten zehn Jahre. Während die Leitungen 
der Technischen und der Freien Universi­
täten Wege fanden, der AfD die verlang­
ten Informationen vorzuenthalten, maß 
Sabine Kunst den Interessen ihrer Studie­
renden jedoch anscheinend weniger Be­
deutung bei. Sie forderte vom RefRat (AS­
tA der HU) die hochschulinterne Veröf­
fentlichung der Namen seiner Mitglieder 
und beteuerte gleichzeitig, dass die Da­
ten nicht an die AfD weitergeleitet wür­
den. Der Einwand des RefRats, dass es 
der AfD bei einer hochschulinternen Ver­
öffentlichung kaum Schwierigkeiten be­
reiten sollte, an die Daten zu gelangen, 
verfing nicht und es folgte eine Klage vor 
dem Verwaltungsgericht auf Herausgabe 
der Namen. Spätestens jetzt kam bei vie­
len der Verdacht auf, dass die Unileitung 
der HU auf eine Verständigung mit ihren 
Studierenden keinen besonderen Wert 
mehr lege. In dieser Zeit begann der 
Hashtag »HU gegen Studis« in den sozia­
len Netzwerken zu kursieren. Auch der 
Landesausschuss Studierender (LAS) der 
GEW BERLIN forderte in einer Stellung­

den an der Humboldt Universität auf ab­
sehbare Zeit kaum vorstellbar zu sein 
scheint. Es bleibt die Frage, wie es über­
haupt so weit kommen konnte. Hat Sabi­
ne Kunst ihren Laden nicht im Griff? Ist 
es eine unglückliche Verkettung von Er­
eignissen, die in keinem direkten Zusam­
menhang stehen? Oder steckt dahinter 
eine politische Strategie?

Anne Hüls, Mitglied des Leitungsteams 
des LAS der GEW BERLIN, sieht hinter 
dem harten Vorgehen der Universitätslei­
tung gegen ihre studentisch Beschäftig­
ten eine klare Logik: »In der Vergangen­
heit waren Studierende schlicht sehr preis­
werte Arbeitnehmer*innen und so hat 
man die Arbeitsgebiete, in denen SHKs 
eingestellt werden können, immer weiter 
ausgeweitet. Nach einem zähen Arbeits­
kampf und der erfolgreichen Klage einer 
Studentin ist diese Quelle günstigen Per­
sonals nun in Gefahr.« Besonders die no­
torisch klamme Humboldt Universität 
könne unter diesen Umständen ihre bis­
herige Personalpolitik nicht aufrechter­
halten und versuche nun, mit zweifelhaf­
ten Methoden SHK-Stellen, insbesondere 
in der Studierendenberatung, abzubauen. 
Auch Matthias Ubl, Mitglied des RefRats, 
sieht einen roten Faden in dem Vorgehen 
des Präsidiums: »Mit der Einsetzung Sa­
bine Kunsts als Präsidentin im Jahre 2016 
hat auch ein autoritärerer Führungsstil in 
der Humboldt Universität Einzug gehal­
ten. Die organisierte Studierendenschaft 
wird zunehmend nicht mehr als gleichbe­
rechtigte Mitgestalterin betrachtet, son­
dern als politische Gegnerin, die den 
Plänen der Universitätsleitung im Weg 
steht.« Die Infragestellung der Legitimität 
von Teilen der studentischen Selbstver­
waltung und der Versuch der Einschrän­
kung des Handlungsspielraums der Stu­
dierendenvertreter*innen könnten zu ei­
ner vom Präsidium gewollten Erosion 
demokratischer Teilhabe an der HU füh­
ren. Dem würden sich die politischen Ver­
treter*innen der HU-Studierenden aber 
mit allen ihnen zur Verfügung stehenden 
Mittel entgegensetzen, so Ubl. Es sei also 
noch nicht entschieden, ob dem Präsidi­
um der Versuch der Entdemokratisierung 
ihrer Universität gelinge oder nicht. �

nahme die Rücknahme der Klage und kri­
tisierte den Führungsstil von Sabine 
Kunst scharf.

Noch auf einem anderen Gebiet sind 
die Gräben zwischen Präsidium und Stu­
dierendenvertreter*innen tief. Mit nicht 
weniger harten Bandagen wird an der HU 
bei dem Thema Forschung und Lehre ge­
kämpft, so etwa bei der geplanten Ein­
richtung eines Instituts für Islamische 
Theologie. Das Studierendenparlament 
(Stupa) der HU kritisierte, dass das bishe­
rige Verfahren intransparent gewesen und 
der Beirat des Instituts aus ausschließlich 
konservativen Islam-Verbänden zusam­
mengesetzt sei. Dieser Kritik folgend, 
legten die studentischen Vertreter*innen 
im Akademischen Senat ein Gruppenveto 
ein, als dort die Empfehlung zugunsten 
des Islam-Instituts verabschiedet werden 
sollte. Nach dem üblichen Prozedere hät­
te somit die Entscheidung auf die nächs­
te Sitzung verschoben werden müssen; 
das Veto wurde jedoch einfach übergan­
gen. Dieses Mal waren es die Studieren­
den, die vor dem Verwaltungsgericht 
klagten. Ohne über die Rechtmäßigkeit 
des Vetos zu entscheiden, lehnte das Ge­
richt die Klage ab, und verwies darauf, 
dass die Einrichtung des Instituts de fac­
to nun mal eine beschlossene Sache sei.

Eingriff in die demokratischen 
Strukturen der Universität

Aus Sicht der Studierendenvertreter*in­
nen ist dies nur einer von vielen Eingrif­
fen in die demokratischen Strukturen der 
Universität durch die eigene Leitung. Das 
HU-Präsidium hat sich in der Vergangen­
heit wiederholt in die Angelegenheit der 
studentischen Selbstverwaltung einge­
mischt. So wurden einige Beschlüsse des 
Stupas durch Bescheide des Präsidiums 
wieder aufgehoben und in einem Schrei­
ben, das als Diskussionsgrundlage für 
Gespräche zwischen RefRat und Univer­
sitätsleitung dienen sollte, wurde offen 
die Legitimität der Fachschaftsinitiativen 
in Frage gestellt. Den Mitgliedern des Ref­
Rats wurde über Monate der Zugang zum 
allgemeinen Mailverteiler der HU verwei­
gert und damit die Möglichkeit, mit den­
jenigen, die sie repräsentieren, zu kom­
munizieren. In einem Zeitraum von zwei 
Jahren hat die HU 34 Strafanzeigen gegen 
ihre eigenen Studierenden gestellt, wäh­
rend deren Repräsentant*innen im Stupa 
unlängst den Rücktritt der Präsidentin 
forderten. Die Fronten sind in diesem 
Konflikt so verhärtet, dass ein Burgfrie­

Joshua Schultheis,  
Mitglied der  

bbz-Redaktion und Lehr-
amtsstudent für Deutsch 
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Wenn wir uns als Bildungsgewerk­
schaft mit dem Thema »Bildung in 

der Digitalisierung« auseinandersetzen, 
dann befassen wir uns mit Fragen der 
Ausstattung der Schulen, der Weiter- und 
Ausbildung der Lehrenden oder eines 
umfassenden Landeskonzepts. Doch oh­
ne einen Konsens über einen emanzipa­
torischen gesellschaftspolitischen Kurs 
der Gewerkschaften im digitalen Kapita­
lismus werden unsere Antworten irgend­
wo zwischen bedenkenlosem Hype und 
bedenkenschwerem Anti-Hype stecken 
bleiben. Einen solchen Diskussionsprozess 
möchte ich mit einem analytischen (Über-) 
Blick auf die politische Ökonomie des digi­
talen Kapitalismus und die Konsequenzen 
für unsere GEWerkschaftsarbeit anstoßen.

Die Macht intransparenter Algorithmen 

Wenn die verschiedenen gesellschaftlichen 
Akteur*innen, die zur Verwirklichung ih­

tale Waffe«, die in den Händen von Krimi­
nellen auch zum Angriff auf die Infra­
struktur wie Krankenhäuser und Wind­
parks genutzt werden könnte.

Big Data: Das neue Gold des Internets

Die Algorithmen hinter Plattformen wie 
Facebook oder Twitter haben eine janus­
köpfige Gestalt. Das eine Gesicht, nennen 
wir es die Filterblasenfratze, hat dazu 
beigetragen, dass die Rechtsradikalen al­
ler Länder, vereint im globalen Dorf, ihre 
völkischen Ressentiments verbreiten kön­
nen. Im deutschsprachigen Internet orga­
nisieren sich rechte Trolle auf dem Dis­
cord-Server Reconquista Germanica als 
exklusive Gamer-Community mit Führer-
Prinzip. Der faschistische Troll pflegt un­
zählige Fake-Accounts, etwa bei Twitter, 
um bei Marschbefehl die Tweets der An­
führer*innen über Likes und Retweets in 
der Aufmerksamkeitshitparade des Twitter-
Algorithmus brav klickend nach oben zu 
befördern. Prominente oder Institutionen 
werden mit den gleichen Mitteln mit ei­
nem Hate-Storm überzogen. Im letzten 
Bundestagswahlkampf richteten sich sol­
che Attacken mit Unterstützung von 
automatisierten Bots aus Russland unter 
anderem gegen Grüne, SPD, Linkspartei 
und CDU. Algorithmen der Social-Media-
Plattformen werden so gezielt genutzt, 
um die eigene verquere Weltsicht im Netz 
als die einer lautstarken Mehrheit er­
scheinen zu lassen.

Das andere Gesicht ist das der nerdig-
glamourösen digitalen Protagonisten wie 
Mark Zuckerberg (Facebook), Larry Page 
oder Sergey Brin (Google). Getreu ihrer 
Post-Hippie-Ideologie gefallen sie sich als 
technische Heilsbringer der Menschheit 
und bedauern derartige Gesinnungstaten 
auf ihren Plattformen. So übernahm Zu­
ckerberg am 10. April 2018 vor dem US-
Kongress die Verantwortung für den mil­
lionenfachen Missbrauch der Daten von 

rer politischen, sozialen und wirtschaft­
lichen Rechte auf eine starke solidarische 
Demokratie angewiesen sind, die Macht 
intransparenter Algorithmen nicht verste­
hen, ist der Aushöhlung bestehender de­
mokratischer Institutionen weiter Tür und 
Tor geöffnet. Und diese Aushöhlung hat 
viele Gesichter. Whistleblower Edward 
Snowden zerrte 2013 das Gesicht von Big 
Brother in die Öffentlichkeit. Mit dem 
Programm PRISM haben sich NSA und FBI 
willkürlich Zugriff auf die Kommunikation 
von Bürger*innen auf dem gesamten Pla­
neten verschafft. Google, Apple, Microsoft 
und Facebook öffneten bereitwillig ihre 
Server für die Verfolgungsbehörden. Der 
Staatstrojaner in Hessen, der von Schwarz 
und Grün nun fünf Jahre nach PRISM 
durch den Landtag gedrückt wurde, soll 
der Landespolizei Zugriff auf die digitale 
Kommunikation von Smartphones und 
PCs verschaffen. Aktivist*innen aus dem 
Umfeld des Chaos Computer Club (CCC) 
kritisieren den Hessentrojaner als »digi­

Die GEW im digitalen Kapitalismus
Ein Überblick über die politische Ökonomie der digitalisierten Welt 

von Dirk Kretschmer
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Facebook-Nutzer*innen, die von dem Da­
tenanalyse-Unternehmen Cambridge Ana­
lytica abgegriffen und für die gezielte 
Ansprache der User*innen für die Wahl­
kampagnen von Donald Trump und dem 
Pro-Brexit-Lager genutzt wurden. Das Ver­
sprechen des smarten Tech-Humanisten, 
künftig für mehr Datenschutz zu sorgen, 
verträgt sich jedoch schlecht mit dem Ge­
schäftsmodell von Facebook und anderer 
Plattformen. Big Data, das neue Gold des 
Internets, lässt sich ohne Zugriff auf die 
User*innen-Daten und deren Verknüpfun­
gen nicht fördern. So hat Facebook sei­
nen Timeline-Algorithmus erst vor weni­
gen Monaten auf interpersonelle Aktio­
nen im engeren Freundeskreis fokussiert, 
damit Werbung noch gezielter und ge­
winnversprechender geschaltet werden 
kann. Dieser »Manchester-Digitalismus« 
(Tarnoff/Weigl) reagiert ähnlich wie sein 
industrieller Vorläufer auf stagnierendes 
Wachstum mit der Steigerung der Produk­
tivität der menschlichen Arbeitskraft. 

Zur Kritik der digitalen Ökonomie

Timo Daum beschreibt in seiner »Kritik 
der digitalen Ökonomie«, wie die Maschine 
des digitalen Kapitalismus rund um die 
Uhr, sieben Tage in der Woche mit Daten 
gefüttert wird, genau wie das Fließband 
des fordistischen Kapitalismus. Die Stich­
worte lauten hier user-generated content 
und Prosumer: Auf den Plattformen nutzen 
User*innen als Consumer*innen die Inhal­
te, die von anderen User*innen als PRO­
ducer*innen während der Arbeits- oder 
Freizeit erstellt worden sind. Die Plattfor­
men stellen lediglich die Softwareumge­
bung und die Rechenpower zur Verfügung 
und greifen nach einem immer größer 
werdenden Anteil am gesellschaftlich pro­
duzierten Mehrwert. Dieser Zusammen­
hang erinnert Daum zurecht an den Fe­
tischcharakter der bürgerlichen Warenwelt, 
wie er von Karl Marx herausgearbeitet 
wurde. Wir schaffen mit unseren Entschei­
dungen und Handlungen selbst die Struk­
turen, die uns »hinter unserem Rücken« 
beherrschen: »Das Kapital sind wir.«

Die neuen digitalen Monopole

Auch Whatsapp ist für den Mutterkonzern 
Facebook eine wertvolle Datenquelle, da 
es in vielen sozialen Kontexten schnell 
alternativlos geworden ist: Das Netzwerk 
mit der größten Verbreitung verspricht 
den größten Nutzen. Seriöse Alternativen 

Infrastruktur auszusetzen, die Daten­
missbrauch Tür und Tor öffnet. Gleich­
zeitig will die CDU, dass den Schulen die 
Option angeboten wird, die WLAN-Infra­
struktur auch von privatwirtschaftlichen 
Dienstleistern aufbauen und betreiben zu 
lassen. Wenn profitorientierte Unterneh­
men mit diesem und anderen Hebeln Zu­
griff auf digitale Schulkonzepte von der 
Hard- und Softwareausstattung bis zur 
Lehrkräftefortbildung bekommen, wird 
Schule tendenziell zu einem abhängigen 
Teil der Mehrwert produzierenden Ma­
schine des digitalen Kapitalismus.

Für eine starke, solidarische Demokratie

Wenn wir diesem postdemokratischen 
Dystopia eine starke solidarische Demo­
kratie entgegensetzen wollen, kommen 
wir meiner Ansicht nach nicht um die 
Forderung nach einer rein staatlichen digi­
talen Infrastruktur herum. Nur mit einer 
Infrastruktur im Besitz der Bürger*innen 
können Datenschutz, Transparenz und Mit­
bestimmung rund um digitale Bildung 
gewahr beziehungsweise erst erstritten 
werden. Um den jungen Bürger*innen das 
Selbstbewusstsein mit auf den Lebens­
weg zu geben, dass jeder Algorithmus, 
der Einfluss auf ihre sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Rechte nimmt, of­
fengelegt und Gegenstand von demokra­
tischen Verhandlungen sein muss, gehört 
Transparenz und Mitbestimmung in den 
Bildungseinrichtungen zum Bildungsauf­
trag. Am Anfang einer solchen neuen 
Klassenpolitik steht eine »informations­
technische Grundbildung«, für Lernende 
und Lehrende gleichermaßen, wie sie Axel 
Stolzenwaldt, ein pensionierter Lehrerkol­
lege und Aktivist des CCC in Frankfurt, 
fordert, um technische Grundkenntnisse 
zur Funktionsweise verwendeter Plattfor­
men zu vermitteln und aufgeklärte und 
selbstbewusste Bürger*innen im sich for­
mierenden digitalen Kapitalismus zu 
stärken.�

Eine Langfassung des Artikels mit weiterführenden 
Links erscheint auf der Internetseite der HLZ. www.
gew-hessen.de > Publikationen > HLZ-Artikel 2019. 
Der HLZ verdanken wir auch die Genehmigung zum 
Abdruck dieses Textes.

wie Signal kommen über eine Minderheit 
datenpolitisch kritischer User*innen nicht 
hinaus. Durch diesen Netzwerkeffekt fin­
den sich die Plattformen bald in einer 
Monopolstellung in einem neu formierten 
Markt wieder. So gehört Whatsapp mit täg­
lich um die 55 Millionen Anrufen inzwi­
schen zu den weltweit größten Telefon­
dienstleistern und kann sich ohne teure 
eigene Infrastruktur übers Internet aus­
breiten. Die Monopolbildung im Plattform-
Kapitalismus zwingt angestammte Dienst­
leister in die Knie oder zur Anpassung an 
extrem niedrige Kostenstrukturen. Die­
ser, unter dem Begriff Disruption firmie­
rende Vorgang, führt vordergründig zu 
niedrigen Preisen für die Konsument*in­
nen, aber eben auch zu unregulierten Ar­
beitsverhältnissen und »Bullshit-Jobs« 
(David Graeber), die ebenso an die frühen 
Tage des Kapitalismus erinnern. Und in­
zwischen führen die in den sozialen Me­
dien erprobten Verwertungsmechanismen 
längst zur Veränderung der kapitalisti­
schen Produktionsweise selbst, wie unter 
anderem Google-Car in der Automobil­
branche in der Zukunft zeigen dürfte. 

Vor diesem Hintergrund und der tiefen 
Krise der Sozialdemokratie liegt es zu­
nächst auf der Hand, dass eine Diskussion 
um eine neue Klassen- und Bündnispoli­
tik auf allen organisatorischen Ebenen 
und zwischen den DGB-Gewerkschaften 
überfällig ist. Vielversprechende Aus­
gangspunkte für eine GEW-interne Dis­
kussion sind die Themen Datenschutz, 
digitale Infrastruktur, digitale Transparenz 
und Mitbestimmung sowie informations­
technische Grundbildung. Wie diese neue 
Klassenpolitik aussehen könnte, möchte 
ich im Folgenden an einem Beispiel skiz­
zieren: Die CDU offeriert den Frankfurter 
Schulen – offenbar aus Unkenntnis und 
unbedingtem Sparwillen – ein offenes 
WLAN. GEW und Personalräte müssen hier 
auf einem verschlüsselten und passwort­
geschützten Netzwerk bestehen. Es ist 
mehr als verantwortungslos, Schüler*in­
nen und die Kolleg*innen einer digitalen 

Dirk Kretschmer,  
Geschäftsführer GEW  
BV Frankfurt/M. und  

Mitglied der AG  
»Digitalisierung in der  

Bildung« der GEW Hessen

KONGRESS IN BERLIN

Unter dem Titel »Digitaler Kapitalis-
mus – Alle Macht den Konzernen?« 
veranstaltete die Friedrich-Ebert-Stif­
tung am 6. und 7. November 2018 
einen Kongress in Berlin. Die Dokumen­
tation findet man unter www.fes.de/
digitalcapitalism
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März 2019, Rotes Rathaus, Säulen­
saal, am Mittwoch vor Frühlingsan­

fang. Der Regierende Bürgermeister Mi­
chael Müller (SPD) begrüßt rund 120 Ber­
liner Ehrenamtliche, die sich für Geflüch­
tete engagiert haben. Müller und die Se­
natorin für Bildung, Jugend und Familie, 
Sandra Scheeres (SPD) haben eingeladen, 
um sich zu bedanken: Im Oktober 2015 
wurden Ehrenamtliche gesucht, um die 
Interessen minderjähriger Geflüchteter 
als Vormund*in zu vertreten. Über 1.000 
Ehrenamtliche konnten seitdem für diese 
Aufgabe gewonnen werden. »Das war und 
ist überwältigend, denn die Aufgabe ist 
sehr anspruchsvoll. Es ist an der Zeit, da­
für öffentlich Dank zu sagen«, so Müller. 

Rückblende, Sommer 2015. Tag für Tag 
kommen hunderte Geflüchtete neu nach 
Berlin. Die Berliner Verwaltung ging mit 
der Aufgabe, die Aufnahme der neu An­
kommenden zu organisieren, buchstäb­

ihre Erfahrungen: »Bei mir ist es jetzt 
zweieinhalb Jahre her, dass ich mein ers­
tes Mündel kennengelernt habe. Da kam 
dieser 16-jährige Junge aus Afghanistan 
ein bisschen verlegen ins Büro vom Pan­
gea-Hostel, das damals Notunterkunft für 
viele minderjährige Geflüchtete war. Mir 
war sofort klar: Das ist jemand, der setzt 
ganz schön viele Hoffnungen auf mich.«

Keine Angst vor neuen Aufgaben 

Vormund*innen haben viele Aufgaben für 
ihre Mündel zu bewältigen. »Der Vor­
mund hat das Recht und die Pflicht, für 
die Person und das Vermögen des Mündels 
zu sorgen, insbesondere den Mündel zu 
vertreten«, formuliert das Bürgerliche Ge­
setzbuch im Juristendeutsch. Vieles muss 
für geflüchtete Kinder geklärt und gere­
gelt werden, nicht nur der Aufenthalts­

lich in die Knie. Viele der Geflüchteten 
sind Kinder und Jugendliche, vertrieben 
oder geflohen aus ihrer Heimat, häufig 
nach einem lebensgefährlichen Weg über 
das Mittelmeer. Und viele kommen ohne 
ihre Eltern hier an. Herausgeworfen aus 
vertrauter Umgebung, hineingeworfen in 
eine fremde Welt. Im Jahr 2015 kamen 
4.252 unbegleitete minderjährige Geflüch­
tete nach Berlin. Die für die rechtliche 
Vertretung dieser Kinder in Berlin zustän­
dige Amtsvormundschaft im Jugendamt 
Steglitz-Zehlendorf war nicht mehr in der 
Lage, den gesetzlichen Schutzauftrag zu 
gewährleisten. In dieser Situation erging 
der Aufruf des Senats an die Berliner Be­
völkerung, sich ehrenamtlich als Vor­
mund*in zu engagieren. Und Hunderte 
meldeten sich binnen Tagen. 

Claudia Parton übernahm eine ehrenamt­
liche Vormundschaft. Im Anschluss an 
die Rede von Michael Müller schildert sie 

Das Gefühl vermitteln, nicht allein zu sein
Unbegleitete minderjährige Geflüchtete brauchen engagierten Beistand. Durch das  

Übernehmen einer ehrenamtlichen Vormundschaft unterstützen viele Berliner*innen neuankommende 
Kinder und Jugendliche

von Ronald Reimann
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status. Leben die Eltern? Besteht Kontakt 
zur Familie? Wie kann der Schulbesuch so 
organisiert werden, dass möglichst schnell 
die deutsche Sprache gelernt wird? Be­
steht ein Anspruch auf bezahlte Nachhil­
fe? Darf mein Mündel an der Klassenreise 
nach Kroatien teilnehmen? Ich sehe psy­
chische Auffälligkeiten bei meinem Mün­
del, wo kann Hilfe erlangt werden? 

Unbegleitete minderjährige Geflüchtete 
sind in der Regel in spezialisierten Jugend­
hilfeeinrichtungen untergebracht und ha­
ben dort Kontakt zu Gleichaltrigen. Mit den 
dort tätigen Fachkräften stehen regelmäßig 
sehr engagierte und erfahrene Bezugsbe­
treuer*innen an ihrer Seite. Die ehrenamt­
liche Vormundschaft schafft aber eine zu­
sätzliche wichtige Beziehung. Ehrenamt­
liche Vormund*innen können die Jugend­
lichen sehr viel besser bei der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz oder einer Woh­
nung unterstützen und andere soziale 
und kulturelle Zugänge schaffen. Darüber 
hinaus bleiben die Kontakte und Beziehun­
gen oftmals über die Volljährigkeit hinaus 
bestehen, auch wenn die Vormundschaft 
formal beendet ist. Vormundin Claudia 
Parton beschreibt den Unterschied: »Ich 
kann natürlich nicht das Aufenthaltsgesetz 
außer Kraft setzen. Aber ich kann einem 
jungen Menschen das Gefühl vermitteln, 
dass er damit nicht alleine ist. Dass wir ein 
gemeinsames Thema haben. Dass es mir 
auch nicht mehr egal ist, ob er bleiben darf 
oder nach Afghanistan zurück muss.« 

Vormund*innen bringen viel eigenes 
Wissen und Lebenserfahrung mit. Sie kön­
nen aber weder Asylspezialist*innen noch 
Traumatherapeut*innen sein. Sie brauchen 
selbst qualifizierte fachliche Unterstüt­
zung. Das Land Berlin rief hierzu im Juni 
2016 das »Netzwerk Vormundschaft« ins 
Leben. Die drei Träger des Netzwerkes, 
der Vormundschaftsverein der Caritas, Cu­
ra, der Betreuungs- und Vormundschafts­
verein im Nachbarschaftsheim Schöneberg 
sowie XENION – Psychosoziale Hilfen für 
politisch Verfolgte mit seinem Projekt 
akinda schulen, beraten und begleiten mit 
finanzieller Förderung seitens des Landes 
Berlin ehrenamtliche Vormund*innen. Das 
Netzwerk Vormundschaft führt regelmä­
ßige Informationsveranstaltungen durch. 
Interessierte werden danach in einer 
Schulungsreihe qualifiziert. Dann folgt 
die Phase des Kennenlernens zwischen 
jungen Geflüchteten und potenziellen 
Vormund*innen. Stimmt die Chemie, sor­
gen die Träger des Netzwerkes Vormund­
schaft für einen reibungslosen Übergang 
von der Amtsvormundschaft hin zur ge­
richtlich bestellten Vormundschaft. Wäh­

Aber die Bereitschaft, sich ehrenamtlich zu 
engagieren und eine nicht nur kurzfristi­
ge verantwortungsvolle Aufgabe für einen 
jungen Geflüchteten zu übernehmen, ist 
seit der Mitte des Jahres 2017 spürbar zu­
rückgegangen. »Willkommenskultur und 
ein Wir-schaffen-das sind abgelöst worden 
von einem öffentlichen Diskurs, der von 
AfD und Neonazis befeuert wird und bei 
dem Geflüchtete nur noch als Eindringlin­
ge und Gefahr wahrgenommen werden. 
Aber gerade die persönlichen Erfahrun­
gen mit Geflüchteten und ihrer Lebensre­
alität in Deutschland machen immun ge­
gen rechte Parolen und Feindbilddenken«, 
so Koch, Leiter von XENION. Weiterhin 

kommen monatlich zwischen 40 und 80 
minderjährige Geflüchtete neu nach Ber­
lin. Das Netzwerk Vormundschaft will für 
möglichst viele von ihnen engagierte Vor­
münd*innen finden. Neue Ehrenamtliche 
werden daher händeringend gesucht. 

Claudia Parton zieht nach zweieinhalb 
Jahren als Vormundin ein positives Fazit: 
»Ich bin stolz, wenn ich sehe, was dieser 
Junge unter ziemlich schweren Umstän­
den alles auf die Reihe kriegt. Wir haben 
ganz viel verändert und jetzt kommt er 
in der Schule richtig gut mit. Was aber 
noch viel, viel wichtiger ist: Seine Familie 
ist da. Wir haben sie fünf Tage vor sei­
nem 18. Geburtstag vom Flughafen abge­
holt: Mama, Papa und alle drei Geschwis­
ter. Das war einer der besten und berüh­
rendsten Momente, die ich als Vormundin 
hatte. Drei Jahre war die Familie ge­
trennt. Jetzt sind wir dabei zu schauen, 
wie dieses Leben in Deutschland auch für 
sie gut funktionieren kann.«�

akinda freut sich über alle Interessierten, die sich vor-
stellen können, eine Vormundschaft zu übernehmen. 
Kontakt: Tel. 030-880667374 oder akinda@xenion.org

Der Artikel ist eine Reaktion auf den Text »Lost in  
Germany« von Markus Laugsch, bbz 03/19

rend der Vormundschaft stehen die Fach­
kräfte der drei Träger den Ehrenamtlichen 
und den Jugendlichen jederzeit mit Rat 
und Tat zur Seite.

Gut vorbereitet sein 

Ortswechsel. Dudenstraße in Kreuzberg, 
2. Hinterhof, 2. Etage. 19 Uhr am Tag nach 
dem Bürgermeisterempfang. Im Schulungs­
raum des Vereins XENION sitzen fünf an 
einer Vormundschaft Interessierte und 
hören, welche Bandbreite an Aufgaben 
auf sie zukommt. Die vier Frauen und ein 
Mann kommen aus unterschiedlichen Be­
reichen wie Medizin, Bildung oder Verwal­
tung. Von den großen Themen Fluchtgrün­
de und Fluchtthemen geht es über zu 
praktischen Fragen: Wer entscheidet, ob 
ein Zahn gezogen werden muss? Wer 
kommt für den Handyvertrag auf? Und 
darf ein Mündel einen Jahresvertrag für 
das Fitnessstudio abschließen? Aus der 
benachbarten Küche zieht der Duft gut 
gewürzten angebratenen Hackfleischs hi­
nüber. Eine Gruppe Jugendlicher aus afri­
kanischen Ländern trifft sich dort zeit­
gleich zum »Kickern und Kochen«. Eine 
verlockende Ablenkung für die Teilneh­
mer*innen an der Schulung, die sich inten­
siv auf die Übernahme des Ehrenamtes 
vorbereiten. Mit ihren vielen Fragen ste­
hen sie noch ganz am Anfang einer Auf­
gabe, bei der sich nicht immer genau vor­
hersagen lässt, wie sie sich entwickeln 
wird. Aber ihnen wird deutlich, dass es 
sich bei den »unbegleiteten minderjähri­
gen Geflüchteten« um ganz normale junge 
Menschen handelt, mit ganz normalen Prob­
lemen von Jugendlichen in diesem Alter: 
Erwachsenwerden, Lösung von der Kind­
heit, Entwicklung der sexuellen Identität. 
Hinzu kommt der Biografiebruch durch 
die Flucht, die Trennung von der Familie 
und die ungesicherte Lebenssituation im 
Aufnahmeland Deutschland. 

Das Engagement ebbt ab

XENION mit seinem Projekt akinda beglei­
tet ehrenamtliche Vormund*innen bereits 
seit dem Jahr 1997. Die Arbeit mit Ehren­
amtlichen ist hier ein wesentlicher Teil 
der psychosozialen Versorgung von Ge­
flüchteten. Als Ergänzung hat sich mitt­
lerweile ein weiterer wichtiger Bereich 
entwickelt, nämlich die Vermittlung und 
Betreuung von Ehrenamtlichen, die Vor­
mundschaften, Patenschaften oder Men­
torenschaften übernehmen.

Ronald Reimann,  
Projektkoordinator  

von akinda

Die Bereitschaft, sich 
ehrenamtlich zu 

engagieren ist spürbar 
zurückgegangen.«
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Wenn Anne Frank den Holocaust 
überlebt hätte, würde sie am 12. Ju­

ni 2019 zusammen mit Familie und Freund­
*innen ihren 90. Geburtstag feiern. Sie 
starb jedoch schon im Alter von 15 Jahren 
im Konzentrationslager Bergen-Belsen, 
kurz nach ihrer älteren Schwester Margot. 

Anne Franks Tagebuch ist weltberühmt 
und wurde in über 70 Sprachen übersetzt. 
Es ist das Tagebuch eines deutschen Mäd­
chens jüdischen Glaubens, das nach Aus­
grenzung und Entrechtung in Nazi-Deutsch­
land 1934 nach Amsterdam emigrierte, 
wo sich ihr Vater Otto Frank mit seiner 
Familie in Sicherheit wähnte. Aber schon 
1940 besetzte die Deutsche Wehrmacht 
die Niederlande. Ab 1942 musste Anne 
mit ihrer Familie und anderen in einem 
Hinterhaus versteckt leben, um am Leben 

Verlegung der Familie in das Durchgangs­
lager Westerbork südlich von Groningen.

Westerbork war in den Niederlanden 
das Hauptsammellager für Juden, die in­
nerhalb des KZ-Komplexes »auf Trans­
port« zu gehen hatten. Prinzipiell war die 
maximale Ausbeutung der Arbeitskraft 
das oberste Gebot im KZ-System. In der 
vierwöchigen Westerbork-Zeit mussten 
Anne und Margot Zwangsarbeit leisten 
und Batterien demontieren. Am 3. Sep­
tember 1944 ging der Transport mit der 
Familie Frank nach Auschwitz. Besonders 
tragisch: es war der letzte Transport von 
Westerbork nach Auschwitz, zu diesem 
Zeitpunkt hatten alliierte Truppen bereits 
Brüssel erreicht. Der Transport bestand aus 
1.019 Personen. Transport hieß zu jener 
Zeit: Tage und Nächte unter Bewachung 
in geschlossenen und meist überbelegten 
Waggons fahren, oft auch in Viehwag­
gons. Die Bahn war Teil des Gefängnis­
systems. Versorgung mit Nahrung und 
Wasser waren oft nicht gewährleistet.

Am 6. September 1944 kam der Zug aus 
den Niederlanden in Auschwitz an. Dort 
wurde wie üblich zuerst selektiert. Die 
Selektion erfolgte im Schnelltempo nach 
dem Hauptkriterium: wer ist noch nütz­
lich, wer nicht? Kinder und Jugendliche 
unter 15 waren von vornherein nicht 
nützlich und wurden mit Alten und Kran­
ken nach Augenschein aussortiert. Anne 
Frank hatte »Glück«, sie war gerade 15 
und sah älter aus. Die anderen Menschen, 
549 von 1019, wurden sofort ermordet. 
Auch das war trotz der rauchenden Schorn­
steine der Krematorien nicht die offiziel­
le Version, vielmehr hieß es, die Neuan­
kömmlinge würden zunächst geduscht. 
Vor den als Gemeinschaftsduschen getarn­
ten Gaskammern hatten die Ankömmlin­
ge ihre Kleidung ordentlich an numme­
rierten Haken aufzuhängen. Man sagte 
ihnen auch, sie sollten sich die Nummern 
merken, damit sie ihre Kleidung nach 
dem Duschen wiederfinden ….

Selektiert wurde auch nach Geschlecht. 
Otto Frank sah seine Familie am 6. Sep­
tember 1944 wahrscheinlich das letzte Mal. 
Seine Frau Edith und seine Töchter Anne 
und Margot mussten zu Fuß ins Frauen­
lager Birkenau marschieren. Otto Frank 
konnte an diesem Tag nicht wissen, dass 
er wenige Monate später der letzte Über­
lebende seiner Familie sein und man ihm 
später einmal das Tagebuch seiner Toch­
ter übergeben würde.

Das Frauenlager Auschwitz-Birkenau hat­
te zu diesem Zeitpunkt 39.000 Insassin­
nen. Nahrungsversorgung, Hygiene und 
Gesundheitsvorsorge waren katastrophal. 

zu bleiben. Am 4. August 1944 wurden 
sie entdeckt und verhaftet. Der letzte Ta­
gebucheintrag Anne Franks stammt vom 
1. August 1944. 

Weniger bekannt ist der Leidensweg An­
nes in den wenigen Monaten bis zu ihrem 
Tod in Bergen-Belsen. Besucher*innen der 
dortigen Gedenkstätte sind manchmal 
überrascht, auf dem Gelände einen sym­
bolischen Grabstein für Anne und Margot 
Frank zu finden. Viele fragen sich, wie es 
dazu kam, dass beide in Bergen-Belsen 
starben. 

Die Verhafteten wurden von der Prinsen­
gracht zunächst in das Hauptquartier des 
SD (Sicherheitsdienst) der SS in Amster­
dam gebracht. Das Tagebuch von Anne 
hatte niemand beachtet. Vom SD-Haupt­
quartier erfolgte wenige Tage später die 

Nach dem Tagebuch
Was viele von uns über Anne Frank noch nicht wussten

von Helmut Krohne 
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Neben der geplanten »Vernichtung durch 
Arbeit« ging deshalb bereits während des 
Transports und direkt nach der Ankunft 
die größte Gefahr für Leib und Leben von 
Hunger und Krankheit aus. Wegen der 
mangelnden Hygiene erkrankten Anne 
und Margot an Krätze. Sie kamen deshalb 
in den »Krätzeblock«, denn diese hochin­
fektiöse Hautkrankheit erforderte eine 
Isolation. Selektiert wurde fortwährend 
nach vermuteter Arbeitsfähigkeit. Man 
konnte also auch aus einer Krankenstation 
zur Vergasung ausgesucht werden. Anne 
und Margot waren noch jung und wider­
standsfähig. Sie wurden behandelt. 

Im Oktober 1944 rückte die Ostfront nä­
her an das KZ heran. Die Deutsche Wehr­
macht befand sich fast überall auf dem 
Rückzug. Propagandaminister Goebbels 
stellte das der deutschen Bevölkerung 
gegenüber als »planmäßige Frontverkür­
zung« dar. Gleichzeitig hatte die NS-Füh­
rung schon Mitte 1944 damit begonnen, 
arbeitsfähige Häftlinge ins Reich zurück­
führen zu lassen. Zu diesem Vorgang gibt 
es unter dem Stichwort »Todesmärsche« 
erschöpfende Informationen, auch über die 
oft grauenhaften Zustände bei der Rück­
führung per Bahn. Auch Anne und Margot 
wurden in Auschwitz »zurückselektiert«. 
Sie wurden als junge Zwangsarbeiterinnen 
gebraucht und mussten Auschwitz Ende 
Oktober schon wieder verlassen, »auf 
Transport« mit dem Ziel Bergen-Belsen 
mitten im Reich. Die Mutter Edith Frank 
musste in Birkenau bleiben und starb 
dort am 6. Januar 1945. Die massenhafte 
Rückführung von Häftlingen verlief natür­
lich keineswegs geordnet. Das Reich und 
die angeblich perfekte »deutsche Ordnung« 
befanden sich überall in einem Auflö­
sungsprozess, an dessen Ende als infer­
nalischer Höhepunkt im KZ-Komplex 
schließlich Chaos und Massensterben in 
Bergen-Belsen stehen sollten. Zunächst 
aber kamen Anne und Margot Frank wie 
geplant in Bergen-Belsen an. Innerhalb des 
KZ-Systems war Bergen-Belsen ursprüng­
lich in der Ausnahmeform eines »Aus­
tauschlagers« geplant worden, nicht als 
Vernichtungs- oder Arbeitslager. Bergen-
Belsen war entgegen jener Legende, die 
Nazis wären bei Planung und Ordnung 
erstklassig gewesen, in gar keiner Weise 
auf rückflutende Häftlinge vorbereitet. Man 
hatte ab Sommer 1944 als Notmaßnahme 
auf einer Freifläche im hinteren Teil ein 
Zeltlager errichtet, in dieses »Frauenla­
ger« kamen auch Anne und Margot.

Beim ersten Sturm Ende November 1944 
brachen die Zelte zusammen. Die Frauen 
standen im Freien, der Winter nahte. Zu­

Der symbolische Grabstein von Anne 
und Margot Frank steht heute in etwa da, 
wo sich das Frauenzeltlager befand. Eine 
genaue Grabstelle gibt es naturgemäß 
nicht, denn Chaos und Massensterben 
machten Einzelbestattungen unmöglich. 
Ein Krematorium von geringer Kapazität 
gab es in Bergen-Belsen, auch versuchte 
die SS noch, der Lage Herr zu werden, in­
dem sie Leichen auf Scheiterhaufen ver­
brennen ließ. Auch Gruben zur Leichen­
entsorgungen waren schon angelegt, wie 
Jenny Brandes-Brilleslijper berichtet. Dort­
hin musste sie die Verstorbenen bringen, 
indem sie die nackten Leichen, nur in eine 
Decke gehüllt, in eine »stinkende Grube« 
als Massengrab fallen ließ und die Decke 
mitnahm. Die Leichen von Anne und Mar­
got Frank wurden also mit hoher Wahr­
scheinlichkeit in einer Grube »entsorgt« 
oder verbrannt.

Bei der Befreiung von Bergen-Belsen 
durch die britische Armee lagen überall 
»weiße Berge« von Leichen. Die heutigen 
Massengräber in Bergen-Belsen wurden 
nach der Befreiung angelegt, alle Bara­
cken wegen der Fleckfieberseuche ver­
brannt. Die Befreiung fand am 15. April 
1945 statt, zu spät für Anne und Margot 
Frank und knapp 50.000 andere Opfer 
nur aus dem Jahr 1945. 

Anne Frank aber hat dennoch überlebt. 
Ihrem Tagebuch hatte sie am 5. April 1944 
anvertraut, dass es ihr sehnlichster Wunsch 
war, Journalistin und Schriftstellerin zu 
werden: »Mit dem Schreiben werde ich al­
les los, meine Traurigkeit verschwindet, 
mein Mut lebt wieder auf!« Anne Frank ist 
durch ihr Schreiben zu einer weltweiten 
Ikone des Holocaust geworden und lebt 
in der Erinnerung weiter.

Wir müssen als Demokrat*innen und 
Gewerkschafter*innen dafür sorgen, dass 
die Erinnerung an Zeiten von Entrech­
tung, Verfolgung und Vernichtung über­
lebt. Denn für ganz Europa gilt leider: 
»Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem 
das kroch.« (Bertholt Brecht) Anne Frank 
und ihr Tagebuch helfen uns, aus Erinne­
rung guten Unterricht zu machen und 
politisch bewusste Demokrat*innen zu 
erziehen. Deshalb: Herzlichen Glück­
wunsch zum Geburtstag, Anne! Wir dan­
ken dir.�

sätzlich befand sich das Lager im ständi­
gen Kampf gegen das Fleckfieber, das 
sich immer mehr ausbreitete. Die Frauen 
wurden zusätzlich in schon dicht belegte 
Baracken gepfercht, daher wurden die Le­
bensbedingungen immer schlechter. Die 
unter anderem von Kleiderläusen über­
tragene Krankheit Fleckfieber breitete sich 
seuchenartig aus, im Gefolge der explosi­
onsartig zunehmenden Zahl von Läusen.

Auch Anne und Margot erkrankten. 
Zum Krankheitsbild gehört hochgradiges 

Fieber in Schüben, Delirium, Schwäche 
bis zum Tod. Eine der letzten Zeuginnen, 
die Anne Frank lebend gesehen hat und 
deren Aussage dokumentiert ist, ist die 
Mitgefangene Jenny Brandes-Brilleslijper. 
Sie beschreibt unter anderem das Chaos 
im Lager, den Verlust des Bewusstseins für 
Zeit und Raum. Sie hat Anne Frank im Fe­
bruar 1945 draußen bei Kälte das letzte 
Mal lebend gesehen. Sie berichtete dem 
niederländischen Filmemacher Willy Lind­
wer: »In den letzten Tagen stand Anne vor 
mir, nur in eine Decke gehüllt. Sie hatte 
keine Tränen mehr (…) und sie erzählte, 
es hätte ihr so gegraut vor den Tieren in 
ihren Kleidern, dass sie alle ihre Kleider 
weggeworfen hätte. Zwei Tage später bin 
ich hingegangen, um nach den Frank-
Mädchen zu sehen. Sie waren beide tot.«

Helmut Krohne,  
freier Journalist

»Weniger bekannt ist der 
Leidensweg Annes in den 
wenigen Monaten bis zu 
ihrem Tod in Bergen-Belsen. 
Besucher*innen der dortigen 
Gedenkstätte sind manch-
mal überrascht, auf dem 
Gelände einen symbolischen 
Grabstein für Anne und 
Margot Frank zu finden.«
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L E S E R*I N N E N F O R U M

Leser*innenforum,  
bbz April 2019 

Manfred Triebe schreibt über die Vor­
teile der Verbeamtung der Lehrer 

und will mit sachunkundigen Aussagen 
anderer aufräumen. So ganz zufrieden 
bin ich mit seinen Äußerungen dazu aber 
auch nicht. Ich möchte dazu Folgendes 
sagen und anschließend ein wenig erläu­
tern. Wenn man gerne Beamter werden 
will, dann vor allem aus den drei bekann­
ten Gründen: 1. Unkündbarkeit, 2. hohe 
Pension, 3. schier unbegrenzte 100 Pro­
zent Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle 
+ Familienzuschlag.

Zu 1.) Auch ein Beamter kann bei 
schweren Dienstvergehen gekündigt wer­
den. Auch ein unbefristet angestellter 
Lehrer ist nicht mehr so einfach kündbar 
– einfacher wohl als ein verbeamteter 
Lehrer, aber man muss auch ihm wieder­
holte konkrete Dienstvergehen nachwei­
sen. Immerhin bekommt jedoch der an­
gestellte Lehrer dann ein Arbeitslosen­
geld und seine Rentenansprüche verfal­
len nicht. Er kann somit auch einfacher 
selbst kündigen, wenn er von seinem Job 
die Nase voll hat oder sich seine Lebens­
pläne ändern, was es ja immer wieder 
gibt. Der verbeamtete Lehrer bekommt 
kein Arbeitslosengeld, sondern landet 
gleich in Hartz IV, er hat ja nie in die Ar­
beitslosenversicherung eingezahlt. In die 
Rentenkasse zahlt meines Wissens nur 
der Dienstherr den »Arbeitgeberanteil« 
nach, aber nicht den Arbeitnehmeranteil, 
denn den hat er ja an den Beamten sozu­
sagen ausgezahlt. Der verbeamtete Leh­
rer ist daher quasi im Staatsdienst »ge­
fangen« und kommt ohne starke Blessu­
ren nicht wieder heraus.

Zu 2.) Der verbeamtete Lehrer bekommt 
eine üppige Pension, sagen alle. In den 
sozialen Netzwerken geistern da immer 
die 71 Prozent vom letzten Bruttogehalt 
herum. Das bekommt der Beamte aber 
nur, wenn er 40 Jahre in Vollzeit (!) gear­
beitet hat. Das schaffen/machen viele ja 
gar nicht. Für jedes Jahr weniger und für 
jedes Jahr Teilzeit hat er aber Abzug von 
dieser »Modellrechnung«. Wer also bei­
spielsweise mit 35 verbeamtet wird und 
mit 65 in Pension geht, bekommt dann 
nur noch rund 53 Prozent vom letzten 
Bruttogehalt als Pension. Neue Berliner 
angestellte Lehrer hingegen zahlen nun 
von Anfang ihres Berufslebens an (!) fast 

eine große finanzielle Entlastung, da sie 
wie alle anderen jetzt keine Kita-Gebüh­
ren mehr zahlen müssen und demnächst 
auch kein Geld mehr für das Schulessen. 
Das sind je nach Kinderzahl wiederum 
einige bis mehrere hundert Euro Entlas­
tung für Berliner Lehrer – ob nun ange­
stellt oder verbeamtet!

Fazit: Für den einzelnen Lehrer lohnt 
sich meiner Meinung nach eine Verbeam­
tung durchaus und grundsätzlich. Für 
den Berliner angestellten Lehrer sind die 
Nachteile jedoch weitgehend, wenn auch 
nicht vollständig ausgeglichen. Für die 
Lehrerschaft im Ganzen ist die Wieder­
verbeamtung ein großer Nachteil, denn 
verbeamtete Lehrer dürfen an Arbeits­
kämpfen nicht teilnehmen, sprich streiken 
– und der Arbeitsausstand ist nun einmal 
das wichtigste Mittel im Ringen der Tarif­
parteien und im Kampf der Lehrer nicht 
nur um mehr Geld (hoffentlich)! Man stelle 
sich vor, 800.000 und nicht nur 200.000 
(angestellte) Lehrer in Deutschland wür­
den von den Gewerkschaften zum Streik 
mobilisiert werden. Das wäre eine Macht!
� Heiner Mölenbarg

Standpunkt,  
bbz April 2019

Ungeachtet der bestehenden gesetzli­
chen Bestimmungen besteht ein 

Missverhältnis zwischen Schulpflicht und 
dem Recht der Schüler auf fundierten Un­
terricht. Die Teilnahme an den bekannten 
Demonstrationen wird schon jetzt durch 
einige Lehrer sanktioniert. Wer bestraft 
diejenigen, die für den Unterrichtsausfall 
tausender Stunden und für die zum Teil 
miserablen Unterrichtsbedingungen an 
vielen Berliner Schulen verantwortlich 
sind? Die Senatorin für »Schulverwahrlo­
sung« ist schon zu lange im Amt und 
wurstelt weiter mit Spontanaktionen 
(»Reformen«) herum. Wo bleibt der Pro­
test der betroffenen Kollegien? 
� Dieter Siems

schon ihren Höchstanteil in die Renten­
kasse ein, da sie ja seit Kurzem alle mit E 
13 und bereits seit einigen Jahren sofort 
mit Erfahrungsstufe 5 eingestellt werden. 
An einer »normalen« Berliner Schule 
macht das derzeit (ohne den letzten Ta­
rifabschluss) gut 5300 Euro brutto aus. 
(Man schaue sich da mal die Einstiegsge­
halter junger verbeamteter Lehrer in an­
deren Bundesländern an. Der Unterschied 
ist erheblich!) Das wirkt sich natürlich 
sehr positiv auf die spätere Rente aus. 
Hinzu kommt die Betriebsrente (VBL), die 
den Unterschied zwischen Rente und 
Pension ausgleicht. Zwar zahlt dabei 
auch der angestellte Lehrer einen kleinen 
Beitrag, der Dienstherr/Arbeitgeber je­
doch deutlich mehr und beim verbeamte­
ten Lehrer ist bereits ein »Pensionsanteil« 
ins Gehalt einberechnet, was viele nicht 
wissen. Derzeit werden Pensionen übri­
gens auch schon ganz versteuert; Renten 
aber nur zu einem Teil (der jedoch in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten bis auf 
100 Prozent ansteigen wird). 

Zu 3.) Ja, die 100 Prozent theoretisch 
unbegrenzte Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfalle haben nur die verbeamteten 
Lehrer (ggf. werden sie dann aber irgend­
wann frühpensioniert); die angestellten 
Lehrer haben das nicht bzw. nur 6 Wo­
chen lang und ja, den Familienzuschlag 
für Kinder haben nur verbeamtete Lehrer; 
die angestellten Lehrer haben das auch 
nicht. Das sind ganz klar Nachteile für 
die angestellten Lehrer! Allerdings haben 
Berliner Lehrer mit Kindern inzwischen 

L E S E R*I N N E N F O R U M

SCHREIB UNS!

Willst du auch einen Artikel aus der bbz 
kommentieren? Dann schreib uns an 
bbz@gew-berlin.de – wir freuen uns!

Auftritt der Sambagruppe am GEW-Stand 
am 1.Mai� FOTO: GEW
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3-2-1 los!  
Zusammen sind wir stark

Maxi, Zeki, Nala, Samira und Ben-
jamin sollen mit einer Rakete zu 
mehreren Planeten fliegen und 
eine wichtige Aufgabe lösen. Wer-
den sie es gemeinsam schaffen, 
alle Schwierigkeiten zu überwin-
den? Grundschul- und Kita-Kinder 
haben ein vorurteilsbewusstes 
Kinderbüchlein verfasst. Eine Le-
semaus, die in Zusammenarbeit 
mit Kindern des Kinderschutzbun-
des in Berlin entstanden ist. In 
den meisten Büchern sind die 
Held*innen weiß und heißen Ma-
rie oder Paul. Es fehlt an Vielfalt 
bei Hauttönen, Körperform oder 
Namen. Dieses Kinderbüchlein 
soll ohne die üblichen Vorurteile 
und Klischees auskommen. 

M AT E R I A L I E N
Im Rollstuhl zu den  
Orang-Utans

15.000 Kilometer im Rollstuhl – 
um gefährdete Primaten zu schützen 
und auf ihre Not aufmerksam zu 
machen, fuhr Benni Over zur größ-
ten Orang-Utan-Rettungsorgani-
sationen in den Regenwald. Er 
möchte in seiner Heimat darüber 
berichten, welche Auswirkungen 
die Zerstörung der Regenwälder 
hat. Dabei wendet er sich vor al-
lem an Kinder und Jugendliche, 
an ihre Eltern und Lehrkräfte. Mit 
seinem Buch »Im Rollstuhl zu den 
Orang-Utans« und dem Kinder-
trickfilm »Henry rettet den Regen-
wald« tourt er zusammen mit 
seinen Eltern und einem Team 
durch Schulen und informiert über 
die Zusammenhänge von Regen-
wald, Klima und Palmölindustrie. 
Während das Kinderbuch »Henry 
rettet den Regenwald« für Kinder 
im Alter von 6 bis 12 gedacht ist, 
wendet sich das Reise- und Sach-

Als Kinder-/Jugendhörbuch lan-
dete »Patina« im Januar 2019 auf 
dem ersten Platz der hr2-Hörbuch-
bestenliste. Zu Recht? In jedem 
Band wird aus der Perspektive je 
eines Mitglieds der Läufergruppe 
beschrieben, wie sich das Leben 
eines jeden Charakters individu-
ell gestaltet. Patinas Ausgangssi-
tuation bietet ihr viele Gründe, 
um auf das Leben sauer zu sein. 
Ihr geliebter Vater stirbt, ihrer 
Mutter müssen als Folge von Dia
betes beide Beine amputiert werden, 
und sie und ihre kleine Schwester 
leben fortan bei ihrem Onkel und 
dessen Frau. Sie verlassen ihr ge-
wohntes Umfeld und Patina muss 
sich in Schuluniform auf einer 
Eliteschule zurechtfinden. Das Lau
fen mit den anderen bleibt dabei 
für sie eine gewohnte Handlung 
und bietet ihr im Kreis von Ghost, 
Sunny und Lu eine vertraute Si-
cherheit. Denn laufen kann Patina. 
Kann sie allerdings auch solida-
risch in der Stafette agieren? Rey-
nolds lässt seine Figuren authentisch 
in Sprache und Handlung aufleben 
und fächert im Beziehungsgeflecht 
immer wieder auf, was es braucht, 
um schwierige Situationen im 
Leben nicht mit gebrochenem 
Herzen zu überstehen.

Farriba Schulz, AG Jugendliteratur 
und Medien der GEW BERLIN

T H E AT E R
Großes Grips-Fest in der Akademie 
der Künste am Brandenburger Tor: 
Übergabe des Grips-Archivs, das 
von der Akademie für öffentliche 
Nutzung vorbereitet wird. Zugleich 
Eröffnung der Jubiläumsspielzeit 
»50 Jahre Grips« mit internatio-
nalen Gastspielen und einer Buch-
premiere: »Für die Zukunft, 50 
Jahre Grips Theater«, ein opulen-
ter Bild- und Textband, herausge-
geben von Philipp Harpain, Mit-
arbeit Anja Kraus und Patrick 
Wildermann (Alexander Verlag 
Berlin).� Hans-Wolfgang Nickel
 

B Ü C H E R
Patina – eine  
von vier Läufer*innen

Als zusammenhängende Track Se-
ries verfasst, sind »Patina«, »Ghost«, 
»Sunny« und »Lu« auch als Ein-
zelbände erschienen. Was die Bän
de zusammenhält, sind die Ge-
meinsamkeiten ihrer Hauptfiguren. 
Alle gehören zu einem Laufteam. 
Alle haben schwierige Startvor-
aussetzungen im Leben und alle 

sind schwarz. Jason Reynolds, in 
den USA mehrfach als Jugendbuch-
autor ausgezeichnet, ist nicht nur 
für seine spannenden Plots bekannt, 
sondern auch dafür, seine eigenen 
Erfahrungen als People of Color, 
in seine Charaktere einfließen zu 
lassen. »Ghost« gewann 2016 den 
National Book Award (USA) for 
Young People’s Literature und 2018 
den LUCHS-Preis in Deutschland. 

AM 19. JUNI 2019 IST SOZIALER TAG – MACHT EURE SCHULE AUCH MIT?: Der Aktionstag wird jedes Jahr von 
der Jugendorganisation »Schüler Helfen Leben« organisiert, die sich für die Rechte und Mitbestimmung von 
Kindern und Jugendlichen einsetzt. Sie fördert und betreibt Jugend- und Bildungsprojekte in Südosteuropa, 
Jordanien und Deutschland mit den Themenschwerpunkten Antidiskriminierung und Jugendpartizipation sowie 
Inklusion und Geflüchtetenhilfe. Für viele Schüler*innen ist es der erste Berührungspunkt mit sozialem Enga-
gement. Die Schüler*innen erleben erste spannende Einblicke in die Berufswelt. Setzt mit eurer Schule durch 
die Teilnahme am Sozialen Tag ein Zeichen für ein solidarisches Miteinander und zeigt, dass junge Menschen 
gemeinsam etwas Großes erreichen können. Weiterführende Informationen zu »Schüler Helfen Leben« und 
zum Sozialen Tag findet ihr unter: www.sozialertag.de und www.schueler-helfen-leben.de� FOTO: MATHIAS BIRSENS

kk Jason Reynolds: Patina. Was ich 
liebe und was ich hasse., dtv, Mün-
chen 2018, 256 Seiten, 14,95 Euro

kk Corinna Fuchs, Illustration: Doro-
thea Tust, Carlsen-Verlag, Alters-
empfehlung: ab 3 Jahren, 3,99 Euro
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Kein Erinnern ohne Zukunft

Die GEW lädt zu einer Studienrei-
se nach Israel vom 21. Juli bis 27. 
Juli 2019 und im Anschluss vom 
28. Juli bis 2. August zu einem 
Deutsch-Israelischen Gewerkschafts
seminar zum Umgang mit dem 
Holocaust ein. Die Studienreise 
führt zu historischen Stätten in 
Bethlehem und Jerusalem, zum 
See Genezareth, zum Toten Meer 
und nach Masada. Das Seminar 
findet in der Nähe von Tel Aviv 
statt und wird gemeinsam mit der 
israelischen Lehrer*innengewerk
schaft Histadrut HaMorim und der 
Friedrich-Ebert-Stiftung durchge-
führt. Die Teilnahmegebühr beträgt 
700 Euro. Weitere Informationen 
und Anmeldung unter www.gew.
de/deutsch-israelisches-seminar

WWF Change Days 2019 

Im Sommer 2019 vom 15. bis 18. 
August veranstaltet der WWF 
Deutschland bereits zum zweiten 
Mal die WWF Change Days, ein 
Nachhaltigkeitsfestival für junge 
Menschen ab 16 Jahren, die sich 
für Natur- und Umweltschutz en-
gagieren und für eine nachhalti-
gere Gesellschaft einsetzen möch-
ten. In Workshops zu den Themen 
Gemeinwohlökonomie, Spurenle-
sen, Klimapolitik und der Gestal-
tung von gesellschaftlichem Wan-
del setzt sich die Veranstaltung mit 
nachhaltiger Entwicklung ausei-

buch »Im Rollstuhl zu den Orang-
Utans« an Jugendliche, Eltern und 
Lehrkräfte. Weitere Informationen 
zu dem Kinderfilm gibt es unter 
www.henry-rettet-den-regenwald.de 
und zum Buch unter www.spektrum.
de/rezension/buchkritik-zu-im-rollstuhl-
zu-den-orang-utans/1627344

A K T I V I TÄT E N
Stadtrundgang vom Columbia-
Haus zum Schulenburgring

Im Columbia-Haus beim ehema-
ligen Flughafen Tempelhof befand 
sich ein frühes Konzentrations-
lager (KZ). Hier wurden tausende 
Gegner des Nationalsozialismus 
gefangen gehalten und gefoltert. 
Im Schulenburgring wurde am 2. 
Mai 1945 die Berliner Kapitulati-
on unterzeichnet. In diesem Haus 
wohnte auch eine jüdische Fami-
lie, von der drei Mitglieder 1943 
deportiert und ermordet wurden. 
Der Rundweg mit Joachim Dillin-
ger führt am 10. August ab 14 Uhr 
vom Mahnmal für die Opfer des 
KZ am Columbiadamm Ecke Gol-
ßenerstraße zur ehemaligen Syn-
agoge in der Mussehlstraße und 
zum Haus der Berliner Kapitula-
tion.  Treffpunkt ohne Anmeldung: 
Luftbrückendenkmal am U-Bhf. 
Platz der Luftbrücke. Informatio-
nen zur Geschichte sind zu finden 
unter: www.schulenburgring2.de

YOGA IN DER SCHULE:  
DAS »YOGABEIN« SCHWINGEN

Eine belebende Pause, die Rücken-
schmerzen beim langen Sitzen vorbeu-
gen kann. Stell dich seitlich neben dei-
nen Stuhl: eine Hand hält die Stuhllehne. 
Stehe auf dem Bein, das näher am Stuhl 
ist. Winkel dein freies Knie an und ziehe 
mit der freien Hand deine Kniekehle 
Richtung Brust. Kannst du jetzt dein Bein 
ein bisschen oder ganz nach vorn durch-
strecken und immer noch das Bein mit 
der Hand halten? Jetzt greife mit dersel-
be Hand dein Fußgelenk und zieh dein Bein nach hinten, so dass 
die Vorderseite der Oberschenkel ein Paar Atemzüge lang ge-
dehnt wird. Nun lass dein Bein los und schwinge und schüttele es 
in alle Richtungen: Nach vorn und hinten, zur Seite und über-
kreuzt mit dem anderen Bein. Stell beide Füße auf den Boden und 
spür nach. Fühlt sich dein geschwungenes Bein jetzt anders an als 
das andere? Stell dich jetzt auf die andere Seite des Stuhls und 
wiederhole die Übung dort mit dem anderen Bein.
� Rachel Brooker, Turiya Berlin, www.turiya.berlin

A N Z E I G E N

Institut für  
Gruppendynamik

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
313 28 93, e-mail: DAPBerlin@t-online.de

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2019
•	 Achtsamkeitsbasierte Kommunikation
•	 Lampenfieber als Herausforderung
•	 Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
•	 Auftritt – souverän und sicher
•	 Unfaire Argumente parieren
•	 Kompaktseminar: Didaktik und Methoden
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org
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nander und diskutiert, wie wir 
selbst einen Beitrag leisten können. 
Dazu gibt es gute Musik, zum 
Beispiel von den Slinky Crystal 
Tunes, eine Theater Performance 
des Freiburg Scientific Theatre 
und einen Filmabend mit dem 
Fahrradkino. Sei dabei und komm 
zur Klingemühle in Brandenburg 
zu den WWF Change Days 2019. 
Weitere Informationen und Tickets 
gibt es unter www.wwf-jugend.de/
change-days

Umgang mit Messengern  
im Schulalltag 

Eine Möglichkeit, schnell und un-
kompliziert zu kommunizieren, 
stellen Messenger-Dienste dar. Der 
Datenschutz setzt Pädagog*innen 
hier allerdings sehr enge Grenzen. 
Der Datenschutzbrief von Egov.
school gibt rechtliche Hinweise 
zur Wahl von und zum rechtssi-
cheren Umgang mit diesen Diensten 
im Schulalltag: www.egovschool-
berlin.de/sites/default/files/17.%20
Messenger-Dienste.pdf 

Was man sagen darf:  
Mythos Neutralität in Schule 
und Unterricht 

Aktuell wird viel über Meinungs-
äußerungen in der Schule disku-
tiert. Was fällt unter das Grund-
recht der Meinungsfreiheit? Was 
ist durch die freiheitlich-demo
kratische Grundordnung nicht 
abgedeckt? Bei welchen Äußerun-
gen muss, wann sollte die Lehrkraft 
eingreifen? Der Verfassungsrecht-
ler Prof. Dr. Joachim Wieland er-
läutert für die Friedrich-Ebert-
Stiftung den rechtlichen Rahmen 
politischer Äußerungen in der 
Schule und diskutiert dabei auch 
zahlreiche Fallbeispiele, wie sie 
im Unterricht oder auf dem Schul-
hof vorkommen könnten. Das 
Papier gibt es hier: www.fes.de/
themenportal-bildungspolitik/artikel-
seite-bildungspolitik/was-man-sagen-
darf-mythos-neutralitaet-in-schule-und-
unterricht/ 

S E N I O R*I N N E N
Die Veranstaltungen der Senior*innen 
sind offen für alle GEW-Mitglieder und 
Gäste! Eintrittsgelder müssen selbst 
getragen werden. Wenn nicht anders 
angegeben, ist eine Anmeldung nicht 
erforderlich. Wenn du über die Ange-
bote für GEW-Senior*innen auf dem 

Laufenden sein möchtest, schicke eine 
Mail an seniorinnen@gew-berlin.de

Senior*innen Lichtenberg

Mittwoch, 12. Juni 2019: Besichtigung 
des Baudenkmals Bundesschule 
Bernau: Wir sehen uns eine der 
wichtigsten Anlagen der klassi-
schen Moderne an. Gebaut 1930 
als Bundesschule der Gewerkschaft 
steht sie für sozialpädagogische 
Ideen des Bauhauses (gegründet 
1919). 2017 erfolgte die Aufnah-
me in die UNESCO-Welterbeliste. 
Heute nutzt die Handwerkskam-
mer dieses Areal. Treffpunkt: 9.45 
Uhr in der Eingangshalle vom S-
Bahnhof Bernau; Fahrverbindung: 
S2 Richtung Bernau oder mit RB 
24 von Berlin Lichtenberg (9.07 
Uhr) bzw. Hohenschönhausen (9.17 
Uhr) Richtung Eberswalde. Vom 
Bahnhof Bernau geht es mit dem 
Bus 894 um 10.00 Uhr bis Bauh-
ausdenkmal. Die Führung beginnt 
um 10.30 Uhr; Kosten: 5,00 Euro 
pro Person; Kontakt: Barbara 
Schütz Tel. 47 274 77; Bitte auf 
eventuelle Baumaßnahmen der 
Bahn achten!

Senior*innen Pankow

Dienstag, 18. Juni 2019: Der Bio-
loge Roland Lehmann führt uns 
durch die schöne Landschaft 
Lübars und wir werden wieder 
dabei picknicken. Treff: 11 Uhr, 
S-Bahnhof 85 Waidmannslust, 
Fahrverbindung: wir fahren dann 
weiter mit dem Bus 222 bis Zabel-
Krüger-Damm, verantwortlich: 
Kolln. Slateff

GEW-Singkreis 

12. und 26. Juni um 17 Uhr im 
GEW-Haus in der Kantine, Kontakt: 
Claudia Reuter, Tel.: 391 47 87 
und Luis von Simons, Tel.: 692 
86 39

GEW-Chor 

19. Juni um 17 Uhr im GEW-Haus, 
Kontakt: Monika Rebitzki, Tel.: 
471 61 74 und Eva Besler, Tel.: 
833 57 27

Stammtisch GEW 
Ruheständler*innen

26. Juni um 14.30 Uhr im Café 
»Ulrichs« schräg gegenüber dem 
GEW-Haus. Kontakt: Monika Re-
bitzki, Tel.: 471 61 74

A N Z E I G E N

Supervision, 
Coaching, Beratung

Erfahrung seit über 20 Jahren in den 
Bereichen Schule und Erziehung

Hoferichter Supervision Berlin
Karena Hoferichter

Haydnstraße 4, 12203 Berlin oder 
Marschnerstraße 12, 12203 Berlin

Telefon: +49 (0)171 32 13 804
Telefax: +49 (0)30 84 30 99 92

E-Mail: info@hoferichter-supervision.de
www.hoferichter-supervision.de

Die Lücke 
im Bauzaun 
von Mehdi Moradpour und Vassilis  
Koukalani mit Liedtexten von  
Volker Ludwig und Ben Pavlidis

Eröffnungspremiere der Festwochen

6. Juni | 17 Uhr

HANSAPLATZ

Die Onlineplattform für Antisemitismuskritik 
und Bildungsarbeit

Besuchen Sie uns auf  

www. anders-denken.info

Info: 040/2809590 • nachprag@agaria.de • agaria.de

Entspannt auf Klassenfahrt!



DAS GEW-HAUS IM JUNI 2019	 VERANSTALTUNGEN

GEW-Haus | Ahornstraße 5 | 10787 Berlin (U-Bhf Nollendorfplatz) 
Mo, Di, Do 9 bis 16 Uhr; Mi 9 bis 17 Uhr; Fr 9 bis 15 Uhr | Telefonsprechzeiten ab 10 Uhr
Tel. 21 99 93-0 | Fax. 21 99 93-50 | info@gew-berlin.de | www.gew-berlin.de
Persönliche Beratung in der Rechtsschutzstelle nur nach Vereinbarung: Tel. 21 99 93-0

12. Juni	 16.30 Uhr	 AG Bildungsfinanzierung

12. Juni	 17.00 Uhr	 AG Frieden 
		  Was ist los in Venezuela?

12. Juni	 19.00 Uhr	 LA Migration, Diversity und Antidiskriminierung

12. Juni	 19.15 Uhr	 Vorstand Fachgruppe Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit

13. Juni	 17.30 Uhr	 AG Quereinstieg (Lehrkräfte)

13. Juni	 18.00 Uhr	 Kita AG

15. Juni	 10.00 Uhr	 Junge GEW Klausur

15. Juni	 15.00 Uhr	 Fachgruppe Erwachsenenbildung

18. Juni	 16.00 Uhr	 AG Medienbildung 
		  Jahresrückblick & Ausblick 

19. Juni	 14.00 Uhr	 Senior*innen/Junge Alte

26. Juni	 15.00 Uhr	 Abteilung Wissenschaft 
		  Mitgliederversammlung

GRILLEN UND NETZWERKEN 
Die junge GEW BERLIN lädt am 15. Juni in die Ahorn-
straße 5. Auf der Tagesordnung steht die Vernetzung in 
der GEW, digitale Kommunikation in der Gewerkschafts-
arbeit und die Planung kommender Themenabende. 
Die junge GEW tagt von 10 bis 17 Uhr und grillt im 
Anschluss. Kommt gerne auch nur zum Grillen vorbei! 
Anmeldung unter junge-gew@gew-berlin.de

BERUFSBEGLEITENDE AUSBILDUNG
Die Gesamtschüler*innenvertretung und die GEW 
BERLIN laden am 12. Juni ab 17 Uhr zu einer Podiums
diskussion rund um die berufsbegleitende Erzieher*in
nenausbildung ein. Ort: Jane-Addams-Schule Fach
schule für Sozialpädagogik

Wir können es kaum glauben, aber der Sommer steht vor der Tür� FOTO: STEVE BIDMEAD/PIXABAY


